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Der vorliegende Energie- und 
Marktüberwachungsbericht der 
Behörde für Umwelt und Ener-
gie gibt einen Überblick über die 
Entwicklung des Verbrauchs und 
der Kosten für die Energie der 
öffentlichen Gebäude der Freien 
und Hansestadt Hamburg. Erst-
mals wird auch über Prüfungen 
der seit 2014 neu eingerichteten 
Marktüberwachung energiever-
brauchsrelevanter Produkte be-
richtet.

Der Bericht spiegelt den seit 
Jahren hohen Stellenwert ener-
giesparender Maßnahmen in öf-
fentlichen Gebäuden wider und 
unterstreicht damit den Vorbild-
charakter der öffentlichen Hand.

Die Versorgung aller öffentlichen 
Einrichtungen durch gezielte 
Auswahl möglichst regenerativer 
Energieträger im Rahmen öffent-
licher Ausschreibungen belegt 
eine vorbildhafte Struktur der 
Energiebeschaffung für öffentli-
che Gebäude Hamburgs.

Darüber hinaus muss die Stadt 
auch weiterhin alle Anstrengun-
gen unternehmen, um die Ener-
gieeffizienz zu steigern und rege-
nerative Energieträger vermehrt 
zu nutzen. Denn letztlich stehen 
wir in Hamburg vor der Heraus-
forderung, auch im Bereich der 
Energieversorgung öffentlicher 
Gebäude zukünftig Teil einer le-
benswerten und attraktiven Me-
tropole zu bleiben.

Diesem Ziel verpflichtet bleibt die 
stetige Fortführung energieein-
sparender Programme ein wich-
tiges und zentrales Instrument 
zur energetischen Verbesserung 
öffentlicher Gebäude. In Verbin-
dung mit einem möglichst hohen 
Anteil regenerativer Energieträ-
ger bei der Energieversorgung 
werden darüber hinaus die Vor-
bildfunktion und die Nachhaltig-
keit öffentlicher Gebäude ge-
stärkt.

Vorwort
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1. Stadt als Vorbild

Die Stadt in ihrer Rolle als 
Initiator von Entwicklung, als 
Marktakteur und letztlich als 
Vorbild für seine Bürgerinnen 
und Bürger hat eine wichtige 
Stellung im Klimaschutz.

Im Zuge der sich weltweit stetig verändernden Rahmenbedingungen 
in allen Lebensbereichen sind Regionen und Städte mehr denn je ge-
fordert, die sich daraus ergebenden Herausforderungen anzunehmen 
und diese zu bewältigen. Städte müssen dabei sowohl Orte der Ideen 
als auch Orte der Umsetzung sein. Neben vielen anderen wichtigen As-
pekten städtischen Lebens und Arbeitens gilt dies auch für den Klima-
schutz im Allgemeinen und für den nachhaltigen Umgang mit Energie 
im Speziellen. Die Stadt in ihrer Rolle als Initiator von Entwicklung, als 
Marktakteur und letztlich als Vorbild für seine Bürgerinnen und Bürger 
im Klimaschutz hat eine wichtige Stellung im  Gesamtkontext des Klima-
schutzes und wird dieser letztlich auch gerecht werden müssen.

1.1 Wo stehen wir?
Immer mehr stoßen wir bereits an Grenzen oder haben sie mittelfristig 
in Sichtweite. Der selbstverpflichtete Zeithorizont zur Halbierung der 
Hamburger CO2-Emissionen endet beispielsweise schon in zwölf Jahren. 
Es bleibt letztlich nur noch rund ein Jahrzehnt bis zum Erreichen dieses 
Ziels1. Das ist grundsätzlich nichts Neues. Jedoch ergeben sich bei Be-
rücksichtigung des immer weiter ansteigenden Ressourcen- und Ener-
giebedarfs besondere Herausforderungen hinsichtlich der sinnvollen 
Nutzung der verbleibenden Zeit bis 2030.

Bei den jetzt immer deutlicher werdenden Systemgrenzen (z. B. Zeit-
horizont bis 2030, Erwärmung, Ressourcenverbrauch) kommt der steten 
Verbesserung der Energieeffizienz und damit der Energieumwandlung 
und Energieausnutzung im Bereich der Gebäude eine immer größere Be-
deutung zu. Dieses gilt insbesondere für öffentliche Gebäude und ihre 
Vorbildfunktion.

Abbildung 1: Nicht nur optisch setzt der Bau in der Neuenfelder Straße neue 
Standards: Auch in Sachen Energie effizienz übernimmt das Behördengebäude 
in Wilhelmsburg eine Vorreiterrolle.

1Bis 2030 sollen die Kohlendioxid emissionen für Hamburg im Vergleich zu 1990 halbiert werden (Drs. 
21/2521 Hamburger Klimaplan)
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Auch wenn bereits seit mehreren Jahrzehnten Einsparungen an Energie 
und somit auch an CO2 in öffentlichen Gebäuden Hamburgs erfolgten, 
ist das Ziel eines weitgehenden klimaneutralen Gebäudebestandes noch 
lange nicht erreicht – und der verbleibende Zeitraum bis 2030 schwindet. 
Dennoch macht das bisher Erreichte Mut und zeigt, dass positive Verän-
derungen möglich und bei geeigneter Wahl des Veränderungszeitraums 
wirtschaftlich sinnvoll und realistisch sind. Gebäude energieeffizient zu 
sanieren und zu betreiben bleiben allerdings strategische Daueraufga-
ben, die aufgrund der in Sichtweite gerückten Systemgrenzen jedoch 
deutlich komplexer und anspruchsvoller erfüllt werden müssen.

Die bisherigen Einsparerfolge konnten das Ansteigen des Energiever-
brauchs der öffentlichen Gebäude Hamburgs abmildern und in vielen 
Bereichen sogar ganz verhindern. Dennoch bleibt die Aufgabe weiterhin 
aktueller denn je, da die Umstellung der Energieversorgung weg von der 
Nutzung fossiler Energieträger hin zur überwiegenden Nutzung erneu-
erbarer Energien technisch und ökonomisch komplex ist.

Wir stehen daher vor der Herausforderung, bei immer anspruchsvolle-
ren ökologischen, ökonomischen und technischen Rahmenbedingungen 
im verbleibenden Zeitraum bis 2030 bzw. 20502 die noch möglichen 
energetischen Einsparpotentiale im Bereich der öffentlichen Gebäude 
Hamburgs zu finden und sinnvoll auszuschöpfen.

1.2  Ziele und Instrumente  Hamburgs
Der Senat hat sich zum Ziel gesetzt, dauerhaft eine Vorbildfunktion bei 
der Verbesserung der Energieeffizienz, der Energieeinsparung und der 
Erzeugung sowie Nutzung erneuerbarer Energien einzunehmen. Darü-
ber hinaus sind weitere Ziele und Maßnahmen für eine klimagerechte 
und an den Klimawandel angepasste Stadt im Hamburger Klimaplan 
festgelegt.

So soll der Ausstoß von Kohlendioxid bis 2050 um mindestens 80 % im 
Vergleich zu 1990 gesenkt werden. Auf dem Weg dorthin soll bis zum 
Jahr 2030 die Kohlendioxidemissionen halbiert werden (Drs. 21/2521: 
Hamburger Klimaplan).

Daher ist die Behörde für Umwelt und Energie bestrebt, sowohl beim 
Einkauf von Energie als auch bei der Förderung von Projekten einen 
möglichst hohen Anteil an regenerativer Energieversorgung zu reali-
sieren. Dabei wird u. a. versucht, die Balance zwischen ökonomischen 
Aufwendungen und ökologischem Nutzen bestmöglich zu gestalten. Die 
dafür notwendigen Instrumente sind z. B. der im europaweiten Wett-
bewerb durchzuführende Energieeinkauf von Strom und Gas oder die 
Förderung von Projekten zur Energieeinsparung nach der im Hamburgi-
schen Klimaschutzgesetz verankerten sogenannten Zwei-Drittel-Wirt-
schaftlichkeit.

1.3  Lösungen mit Vorbild charakter
Aufgrund der zunehmenden Veränderungsgeschwindigkeit beispiels-
wiese von energierechtlichen Rahmenbedingungen, der Grenzen der 
Umsetzungsgeschwindigkeit von Projekten und der Entwicklungen im 

Der Senat hat sich zum Ziel 
gesetzt, dauerhaft eine Vor-
bildfunktion bei der Verbesse-
rung der Energieeffizienz, der 
Energieeinsparung und der Er-
zeugung sowie Nutzung erneu-
erbarer Energien einzunehmen.

2Reduzierung der Kohlen dioxidemissionen bis 2050 um mindestens 80 % im Vergleich zu 1990 (Drs. 21/2521 
 Hamburger Klimaplan)
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Energiemarkt sind die energetischen und strukturellen Anforderungen 
an Gebäude und der Gebäudetechnik deutlich gestiegen. Aufgrund die-
ser Rahmenbedingungen müssen sowohl bei der Gebäudesanierung als 
auch beim Einkauf von Energie immer mehr spezielle Lösungen gefun-
den werden. Einfache Lösung gibt es daher typischerweise kaum.

Neben der energetischen Sanierung der Gebäudehülle zur Verringerung 
des Energiebedarfs wird es immer wichtiger, energetisch nachhaltige, 
technisch robuste und wirtschaftlich vertretbare gebäudetechnische 
Lösungen einzusetzen. Insbesondere bei Gebäuden, bei denen auch 
nach einer  Sanierung der Gebäudehülle weiterhin nennenswerter Ener-
giebedarf besteht (z. B. Gebäude mit historischen Fassaden). Letztlich 
wird es darauf ankommen, die Wirkungsgrade der Gebäudetechnik im-
mer weiter zu verbessern. Hier können hybride Systeme einen Beitrag 
leisten. So kann beispielsweise durch eine Kombination von Technolo-
gien (hybride Systeme) der noch verbleibende Energiebedarf eines Ge-
bäudes höchst effizient gedeckt werden. Ein Beispiel dafür wäre eine 
Wärmeversorgung durch eine Kombination aus Blockheizkraftwerk 
(BHKW), Wärmepumpe (WP) und Eisspeicher sowie einem Brennwert-
kessel als „Backup“.

Zentrale Bedeutung hat da rüber hinaus das Energiemanagement. Dieses 
sichert die Wirtschaftlichkeit von neuen energetischen Investitionen, in 
dem die prognostizierten Einsparungen mit Hilfe eines Energiecontrol-
lings überprüft und ggf. nachgesteuert werden. Erfahrungen zeigen, 
dass darüber hinaus in der Praxis auch bei älteren gebäudetechnischen 
Anlagen im Bestand Einsparungen in der Größenordnung von ca. 10 % 
erreicht werden könnten. Voraussetzung dafür ist allerdings eine regel-
hafte und systematische Überprüfung der Gebäudetechnik hinsichtlich 
ihres energetisch optimalen Betriebes. Diese Überprüfung geht jedoch 
über den normalen Rahmen des „Wartungs- bzw. des Instandhaltungs-
managements“ deutlich hinaus.

Konsequenterweise muss daher das Energiemanagement intensiviert 
und integraler Bestandteil einer optimierten Immobilienbewirtschaf-
tung werden. Dabei sollte das Ziel verfolgt werden, den Gebäudebe-
stand (Immobilienportfolio) auf das Klimaschutzziel 2030 zu fokus-
sieren. Dazu könnten auch Steuerungsmöglichkeiten innerhalb des 
Immobilienportfolios genutzt werden. Kann beispielswiese bei einem 
Bestandsgebäude bezogen auf das Klimaschutzziel 2030 kein ausrei-
chendes Sanierungsniveau erreicht werden, könnte versucht werden, 
dieses Manko im Gesamtportfolio z. B. mit einem energetisch entspre-
chend verbesserten Neubauniveau aufzufangen.

Neben der energetischen Sa-
nierung der Gebäudehülle zur 
Verringerung des Energiebe-
darfs wird es immer wichtiger, 
energetisch nachhaltige, tech-
nisch robuste und wirtschaft-
lich vertretbare gebäudetech-
nische Lösungen einzusetzen.

Ziel muss es sein, den Gebäu-
debestand (Immobilienport-
folio) auf das Klimaschutzziel 
2030 zu fokussieren.
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2.1 Zentraler Energieeinkauf
Für den Einkauf von Energie ist die Energieabteilung des Amtes für 
 Naturschutz, Grünplanung und Energie (NGE) der Behörde für Umwelt 
und Energie (BUE) zuständig. Als öffentlicher Auftraggeber hat die 
Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) bei der Durchführung des Ener-
gieeinkaufs der dem Wettbewerb unterworfenen Energieträger das 
Vergaberecht zu beachten. Die Lieferung von Erdgas und Strom werden 
daher für den Bereich der Kernverwaltung (Behörden und Bezirksäm-
ter), der Hochschulen und der Landesbetriebe zentral von der Behörde 
für Umwelt und Energie in Zusammenarbeit mit der Finanzbehörde EU-
weit ausgeschrieben. Außerhalb der Kernverwaltung beteiligen sich ein 
Teil der juristischen Personen des öffentlichen Rechts und der sonsti-
gen Unternehmen der FHH ebenfalls an der zentralen Vergabe.

Durch diese zentrale Aufgabenwahrnehmung verbunden mit dem not-
wendigen fachlichen Spezialwissen können alle vertraglichen Fragestel-
lungen umfassend, nach einheitlichen Standards und so letztlich „auf 
Augenhöhe“ mit den jeweiligen Versorgungsunternehmen erörtert wer-
den.

Unabdingbare Voraussetzung für eine ökonomisch und ökologisch er-
folgreiche Vergabe ist darüber hinaus die Definition einer für Hamburg 
optimierten Beschaffungsstrategie. Dies beinhaltet insbesondere die 
Bündelung von Bezugsmengen zu Poolverträgen, die Definition der 
Energiequalität (z. B. Anforderungen an die Ökostromqualität) und die 
gezielte Vorgabe der Vertragsinhalte.

Die von Hamburg verfolgte Strategie zum Einkauf von Energieträgern 
beinhaltet eine strukturierte Beschaffung mit börsenorientierter Preis-
fixierung. Nach Abschluss der Vergabeverfahren erfolgt jeweils die 
Überwachung der strukturierten Energiebeschaffung mit der Fixierung 
der Energiepreise an den Energiebörsen in Leipzig (Strom) und in Paris 
(Erdgas).

In der nachfolgenden Abbildung 2 ist das gute Ergebnis der zentra-
len Einkaufsstrategie Hamburgs direkt ablesbar (EEX-(FHH)-Preise in 
rot). Da an der Börse nur der Erzeugungsanteil des Stroms beschafft 
wird, kann die Einkaufsstrategie auch nur auf diesen Preisbestandteil 
des Stroms wirken. Andere Strompreisbestandteile wie Netzkosten 
und EEG- Umlage sind nicht dem Preiswettbewerb für den Stromkun-
den unterstellt und können daher nicht beeinflusst werden. Im Ergebnis 
konnte durch eine optimierte Einkaufsstrategie ab 2012 der Strompreis 
(EEX (FHH-Preise) kontinuierlich gesenkt und der Anstieg der Strom-
gesamtkosten (Summe aus EEX + EEG+ Netzkosten) für Hamburg ab-
gemildert werden.

2.  Rahmenbedingungen der  Behörde für 
 Umwelt und  Energie

Die von Hamburg  verfolgte 
Strategie zum Einkauf von 
Energieträgern beinhaltet eine 
strukturierte Beschaffung mit 
börsenorientierter Preisfixie-
rung.



10

Gleiches gilt für die Beschaffung von Gas, wie der nachfolgende Vergleich 
der für Hamburg erzielten Preise für die Energieträger Gas, Fernwärme 
und Strom (alle Preisbestandteile) verdeutlicht. Hier ist ab 2012 ein leich-
ter Rückgang des Hamburger Gaspreises erkennbar, der – wie bei der Be-
schaffung von Strom – ebenfalls auf eine optimierte Beschaffungsstra-
tegie zurückzuführen ist. 

Bei den unten dargestellten Preisen für Strom, Erdgas und Fernwärme 
handelt es sich jeweils um einen statistischen Mittelwert aus unterschied-
lichen Tarifstrukturen Hamburger Energielieferverträge einschließlich der 
Umsatzsteuer (Abbildung 3). Die im Preisvergleich zu Erdgas und Fern-
wärme relativ hohen Preise für Strom sind u. a. Folge der ansteigenden 
Kostenbestandteile für Netzausbau und der EEG-Umlage.
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Abbildung 2: Strompreise (ohne Netzkosten) seit 2010 mit Schätzung für 2019
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Das Abschließen / Verhandeln von Einzel- und Rahmenverträgen nicht aus-
schreibungspflichtiger Versorgungsvarianten (z. B. Fern- und Nahwärme-
versorgungen) wird ebenfalls an zentraler Stelle in der Energieabteilung 
der Behörde für Umwelt und Energie durchgeführt. So können einheitliche 
Standards auch für diesen Bereich der Energiebeschaffung eingehalten und 
verantwortlich gegenüber dem Vertragspartner durchgesetzt werden. Da-
her müssen Einrichtungen, die z. B. einen Wechsel von einer Gasversorgung 
hin zu einer Fernwärmeversorgung wünschen, diese Energieartänderung 
mit der Behörde für Umwelt und Energie abstimmen.

2.2  Strategisches Energiecontrolling der Behörde für Umwelt und  Energie
Ein wichtiger Bestandteil des Energiemanagements ist das Energiecont-
rolling. Dieses unterliegt seit einigen Jahren einem Wandel, hervorgerufen 
durch strukturelle Veränderungen im Bereich des Immobilienmanagements 
Hamburgs. Bei den jeweiligen Immobilienverantwortlichen wurden über-
wiegend professionelle Bau- und Gebäudemanagements (Drs. 20/14483) 
eingeführt, die z. T. über ein eigenes Energiecontrolling verfügen. Daher 
kann die Behörde für Umwelt und Energie beispielsweise für das Portfolio 
von Schulbau Hamburg (SBH) auf dezentral erhobene Verbrauchsdaten des 
operativen Energiemanagements zurückgreifen. Wo ein derartiges ope-
ratives Energiecontrolling noch nicht vorhanden ist, kann die Behörde für 
Umwelt und Energie nur ein strategisches Energiecontrolling auf Basis his-
torischer Verbrauchsdaten des zentralen Energieeinkaufs der Behörde für 
Umwelt und Energie leisten. Dieser Energiebericht beinhaltet ausschließlich 
Auswertungen des strategischen Energiecontrollings der Poolverträge des 
zentralen Energieeinkaufs der Behörde für Umwelt und Energie.

2.3 Förderung von Klimaschutzmaßnahmen in öffentlichen Gebäuden
Bereits seit 1979 besteht zum einen mit der Senatsanweisung zu Vorgaben 
des „Hamburger Programms zur Energieeinsparung“ vom 30. 10. 1979 und 
zum anderen mit dem Hamburgischen Klimaschutzgesetz (HmbKliSchG) 
vom 25. Juni 1997 der Hamburger Rechtsrahmen zur Energieeinsparung. 
§ 9 „Energieeinsparung in öffentlichen Gebäuden“ des HKliSchG nennt kon-
krete Maßnahmen zu Neu-, Um- und Erweiterungsbauten. Insbesondere 
durch die Einführung der sog. 2/3-Wirtschaftlichkeit als Instrument in § 11 

„Wirtschaftlichkeitsmaßstab für Energiesparmaßnahmen“ sollen energie-
sparende Maßnahmen besonders gefördert werden.

In den vorgenannten Regelwerken werden neben den Anforderungen an 
neu zu errichtende Nichtwohngebäude auch Anforderungen an bestehende 
Gebäude festgelegt. Sollten in den jeweiligen Regelwerken unterschiedliche 
Mindestanforderungen enthalten sein, so werden in öffentlichen Gebäuden 
die jeweils schärferen Anforderungen angewendet.

Für die hamburgische Verwaltung sind gemäß der „Anordnung über die Auf-
gaben und Aufgabenverteilung auf dem Gebiete des Energie- und Wasser-
verbrauchs“ die Grundlagen für die Bereitstellung von energetischen Daten 
und die Zuständigkeit der Behörde für Umwelt und Energie für die Entschei-
dung über den zweckmäßigen Einsatz des Energieträgers festgelegt. Die 
in dieser Verwaltungsvorschrift enthaltenen Festlegungen gelten für die 
Versorgung aller Gebäude, Einrichtungen und betriebstechnische Anla-
gen Hamburgs und auch für angemietete Gebäude und Anlagen.

Das Energiecontrolling unter-
liegt seit einigen Jahren einem 
Wandel, hervorgerufen durch 
strukturelle Veränderungen im 
Bereich des Immobilienmanage-
ments Hamburgs.

Dieser Energiebericht beinhal-
tet ausschließlich Auswertun-
gen des strategischen Energie-
controllings der Poolverträge 
des zentralen Energieeinkaufs 
der Behörde für Umwelt und 
Energie.
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3. Handlungsfelder

3.1 Zentrales Vertragsmanagement
Neben dem zentralen Einkauf bzw. der Vergabe von leitungsgebundenen 
Energieträgern ist ein zentrales Vertrags- und Energiemanagement von 
strategischer Bedeutung, um strukturell Einsparungen zu erzielen. Der 
Qualität der Daten hinsichtlich Verbrauchsmengen, Abnahmestruktur 
(Lastgang) und insbesondere der Prognostizierbarkeit für den Liefer-
zeitraum kommt hierbei entscheidende Bedeutung zu. Deshalb erfolgt 
die gesamte Kommunikation zwischen den einzelnen Energieversorgern 
und den Hamburger Dienststellen über den zentralen Einkauf der Be-
hörde für Umwelt und Energie. Die Behörde für Umwelt und Energie ist 
darüber hinaus Vertragspartner für den Energieversorger. Wesentliche 
Aufgabe der Behörde für Umwelt und Energie ist die vertragsrelevante 
Verwaltung aller Abnahmestellen. Somit ist die Energieabteilung der Be-
hörde für Umwelt und Energie zentrale Ansprechstelle sowohl für die 
Dienststellen als auch für die Energieversorger bei der Veränderung 
der Verbrauchsstellen. So werden An-, Um- und Abmeldungen von Ver-
brauchsstellen zeitnah erfasst und Veränderungen der Abnahmestruk-
tur zeitgerecht erkannt und rechtssicher geregelt. Nachfolgende Tabelle 
zeigt die Anzahl der verwalteten Abnahme stellen und Energiemengen:

Tabelle 1: Umfang der Hamburger Abnahmestruktur (Stand 2016)

3.2 Intracting für öffentliche Gebäude Hamburgs

Allgemeines Intracting / Contracting
Allgemein wird zwischen Energieliefer- oder Anlagen-Contracting und 
Energieeinspar-Contracting unterschieden. Beim Anlagen-Contracting 
werden Vertragsvereinbarungen über die Lieferung von (Wärme-)Ener-
gie abgeschlossen, wobei der Contractor die Finanzierung der Wärme-
erzeugung und die Anlagenbetreuung für einen festgelegten Zeitraum 
übernimmt. Die Kosten des Contractors werden über die Vertragslauf-
zeit auf den Energiepreis verteilt.

Energieträger Anzahl 
Abnahmestellen

Energiemenge 
Millionen kWh

Strom 4300 370

Wärme 450 320

Gas 1900 530

Summen 6650 1220

Nachfolgende Tabelle zeigt 
die Anzahl der verwalteten 
Abnahme stellen und Energie-
mengen.



13

Ein durch die Stadt innerhalb 
der Verwaltung durchgeführtes 
Contracting wird Intracting ge-
nannt.

Beim Energieeinspar-Contracting hat der Contractor die Verpflichtung, 
durch Optimierung der vorhandenen technischen Anlagen oder durch den 
Einsatz effizienterer Technik den Energiebedarf zu verringern. Er über-
nimmt hier die Finanzierung und Durchführung technischer Leistungen und 
refinanziert diese aus kontinuierlichen Zahlungen der Stadt (Contracting-
nehmer) bzw. den erzielten Einsparungen. Es handelt sich hierbei also um 
eine besondere Form der Fremdfinanzierung. Das Energieeinspar-Contrac-
ting ist eine Möglichkeit, energiesparende Maßnahmen in den öffentlichen 
Gebäuden zu realisieren. Wird dieses Modell innerhalb der Verwaltung einer 
Stadt durchgeführt spricht man vom sog. Intracting (aus: Stadtinternes 
Contracting).

Ziel
Ziel des Intracting ist es, energiesparende Maßnahmen langfristig „haus-
haltsneutral“ umsetzen zu können. Einer Anschubfinanzierung folgend, 
kumulieren die vermiedenen Kosten die zur Finanzierung von weiteren Ef-
fizienzmaßnahmen notwendigen Finanzmittel. Hierfür fließt während der 
Intractingphase ein festzulegender Anteil der eingesparten Kosten in einen 
sog. revolvierenden Fonds, der diese Mittel (eingesparte Energiekosten) 
für neue Effizienzprojekte wieder zur Verfügung stellt. Es entsteht ein ge-
schlossener Finanzierungskreislauf, aus dem dauerhaft energiesparende 
Investitionen finanziert werden können. Je höher die Anschubfinanzierung 
(„Startkapital“), desto größer sind die Mittelrückflüsse (eingesparte Ener-
giekosten) und der selbstverstärkende Effekt für den Klimaschutz sowie die 
damit verbundene Reduzierung der CO2-Emissionen durch stetig neue Maß-
nahmen zur Energieeinsparung. Das Haushalts- oder Bewirtschaftungs-
budget bleibt dabei erfreulicherweise konstant, da die Investitionen für die 
Energieeinsparmaßnahmen nur aus den Energiekosteneinsparungen finan-
ziert werden.

Möglichkeiten
Das Intracting bietet ebenso wie das Contracting die Möglichkeit, Maßnah-
men zur Energieeinsparung schnell und weitgehend unabhängig von der je-
weiligen Haushaltslage umzusetzen. Vorteil des Intracting für die Stadt ist 
der Wegfall von Zinsen und Zuschlägen für Wagnis und Gewinn des Contrac-
tors, darüber hinaus sind die tatsächlich entstandenen Investitionskosten 
nachvollziehbar und transparent zu überprüfen.

Auch kleinere Investitionen und Teilfinanzierungen sind möglich, wodurch 
das Intracting insgesamt eine sehr flexible Möglichkeit bietet, Energie spa-
rende Maßnahmen forciert umzusetzen. 

Umsetzung
Dem Anhang unter 12.2 ist eine tiefergehende Beschreibung zur Einführung 
eines Intracting für eine Organisationseinheit zu entnehmen, die beispiel-
haft als Basis für einen Geschäftsprozess zur Einführung des Intracting die-
nen kann.

Seit der Einführung des Intracting im Bereich der Hochschulen und des 
Schulbaus (SBH) im Jahr 2016 sind bisher folgende Maßnahmen in der Um-
setzung:
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Alle in Tabelle 2 aufgeführten Maßnahmen erfüllen mit jeweils mehr als 
67%  die Anforderungen an die sog. 2/3- Wirtschaftlichkeit.

3.3. Förderung von Einzelmaßnahmen
Durch Maßnahmenbündel oder eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen soll 
die Energieeffizienz der Gebäudetechnik, insbesondere der Anlagen zur 
Erzeugung und Verteilung von Heizenergie sowie elektrischer Antriebe 
in öffentlichen Gebäuden verbessert werden. Die Einsparungen kom-
men dem Hamburger Haushalt zugute, denn die Kosteneinsparungen 
entlasten den Betriebshaushalt durch die Senkung der Betriebskosten.

In dem nachfolgenden Diagramm (Abbildung 4) sind die Einspar-Inves-
titionen aus der Klimaschutz-Maßnahme „Energetische Sanierung öf-
fentlicher Gebäude – Modernisierung der Gebäudetechnik“ und die so 
erzielbaren Betriebskosteneinsparungen dargestellt.

Abbildung 4: Investitionen und Betriebskosteneinsparungen

Immobilien-
portfolio

Anzahl 
Projekte

Art der 
Maßnahme

e  = Stromeinsparung
H =  Heizenergie-

einsparung
K = Kälteeinsparung

Kosten
Tausend Euro

Einsparungen
            T €/a                           Energie MWh/a          CO2 Tonnen/a

Wirtschaft-
lichkeit

%

Schulbau 
Hamburg 

(SBH)
3 e 112 8,5 49 40,5 89

UNI 
 Hamburg 7 e + H + K 1379 354 5555 1620,6 187

Summen 10 1491 362,5 5604 1661,1 Ø 138
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Jahr

Betriebskosteneinsparungen 
in der Nutzungszeit

Investitionen

Einsparungen kommen dem 
Hamburger Haushalt zugute, 
denn die Kosteneinsparungen 
entlasten den Betriebshaushalt 
durch die Senkung der Be-
triebskosten.

Tabelle 2: Laufende Maßnahmen im Rahmen des Intractings
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Aufgrund einer sehr gut aus- 
gelasteten Bauwirtschaft wer- 
den im Bereich der energiespa-
renden Maßnahmen zunehmend 
Kapazitätsgrenzen erreicht, 
die die Anzahl und die Umset-
zungsgeschwindigkeit energie-
einsparender Projekte deutlich 
reduziert.

Eine Vielzahl von kleineren und größeren Projekten zur Effizienzstei-
gerung im Bereich der Anlagentechnik haben in den vergangenen Jah-
ren gezeigt, dass sich das Energiesparen hier lohnt. Aus Abbildung 4 
ist leicht ersichtlich, dass die Einsparungen während der Nutzungszeit 
deutlich größer sind als die Investitionskosten in den jeweiligen Zeit-
räumen.

Die nachfolgende Tabelle 3 zeigt eine Aufstellung der in den letzten 
fünf Jahren durchgeführten Projekte mit den erzielten Einsparungen 
an Energie, Kosten und CO2 sowie der dafür aufgewendeten Gesamt-
investitionssumme von rund 8,6 Mio. Euro. Im Mittel konnte eine durch-
schnittliche Wirtschaftlichkeit (Berechnung s. Anhang 11.2 (Anlage 
4)) von rund 140 % erreicht werden. Die Anzahl der im Jahr möglichen 
Projekte hängt im Wesentlichen von verfügbaren Planungs- und Bau-
kapazitäten der beteiligten Immobilienportfolios bzw. deren Realisie-
rungsträger ab. Aufgrund einer sehr gut ausgelasteten Bauwirtschaft 
werden auch in diesem Bereich zunehmend Kapazitätsgrenzen erreicht, 
die die Anzahl und die Umsetzungsgeschwindigkeit energieeinsparen-
der Projekte deutlich reduziert.

Tabelle 3: Aufstellung der geförderten Maßnahmen seit 2013

Neben den eingesparten Betriebskosten werden durch die Reduzierung 
des Energiebedarfs in erheblichem Umfang CO2-Emissionen vermieden. 
In Abbildung 5 sind die in den vergangenen Jahren unter Berücksichti-
gung der Nutzungszeiten erreichten CO2-Vermeiderungen dargestellt.

Jahr Anzahl 
Projekte

Art der 
Maßnahme

e  = Stromeinsparung
H =  Heizenergie-

einsparung
K = Kälteeinsparung

Kosten
Tausend Euro

Einsparungen
         T €/a                         Energie MWh/a         CO2 Tonnen/a

Wirtschaft-
lichkeit

%

2013 15 e + H 2200 268 2818 1196 138

2014 14 e + H 2200 300 1911 1721 155

2015 12 e + H 1200 150 1274 1021 142

2016 19 e + H 1700 174 2096 1278 116

2017 11 e + H 1300 170 1719 700 148

Summen 71 8600 1062 9818 5916 Ø 140
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Die Auswertung des strategi-
schen Controllings gibt einen 
Gesamtüberblick über die 
Energieverbräuche und erlaubt 
Auffälligkeiten zu entdecken 
und zu beheben.

Abbildung 5: CO2-Vermeidung in Tonnen durch geförderte Energieeinspar-
maßnahmen

3.4 Strategisches Controlling in der Behörde für Umwelt und Energie – 
dezentrales Controlling im „Mieter-Vermieter-Modell“
Mit der Einführung des professionellen Immobilienmanagements und 
des damit einhergehenden dezentralen Energiecontrollings in den Lie-
genschaften konzentriert sich die Verantwortung der Behörde für Um-
welt und Energie auf das strategische Energiecontrolling und auf den 
Teilnehmerkreis der zentralen Energiebeschaffung. Zurzeit sind mit dem 
strategischen Energiecontrolling im Wesentlichen die Kernverwaltung 
(z.  B. Behörden und Bezirksämter), Hochschulen, Schulen und Landes-
betriebe erfasst. Basis des strategischen Controllings sind Jahresver-
bräuche, die jeweils im Folgejahr ausgewertet werden. Aus diesen Daten 
lässt sich ein regelmäßiges Benchmark mit Kennzahlen vergleichbarer 
Gebäude oder Anlagen erarbeiten. Durch diese Auswertung werden im-
mer wieder Auffälligkeiten identifiziert, die dann im jeweiligen Immo-
bilienportfolio dezentral überprüft und ggfs. beseitigt werden müssen.

Dabei können auch steigende Energiekosten, die als Nebenkosten durch 
Nutzer bzw. Mieter zu tragen sind, identifiziert werden. Zur Reduzie-
rung der Nebenkosten kann es daher eine lohnende Aufgabe für den 
Mieter bzw. Nutzer des Hamburger „Mieter-Vermieter-Modells“ sein, 
den eigenen Energieverbrauch mit Hilfe des harmonisierten Bench-
marks im Auge zu behalten. Denn auch durch den Mieter bzw. Nutzer 
können energiesparende Maßnahmen identifiziert und initiiert werden.

Investitionen zur Energieeinsparung bzw. für den Klimaschutz sollten 
dann nicht nur vertraglich vereinbart und durch finanzielle Zuschüsse 
kompensiert werden – hier hilft das Referat NGE 25 der Behörde für 
Umwelt und Energie –, die Zielerreichung muss auch langfristig über-
prüft werden. Diese Aufgabe muss im jeweiligen Immobilienportfolio 
dezentral wahrgenommen werden und ist derzeit nicht mehr Aufgabe 
der Behörde für Umwelt und Energie.
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Die Herausforderung in diesem 
Kontext, öffentliche Gebäude 
ökonomisch und ökologisch 
möglichst optimal zu betrei-
ben, erfordert daher neben 
einem dezentralen (operativen) 
Energiecontrolling bzw. einem 
professionellen Immobilien-
management auf strategischer 
Ebene für gesamt Hamburg 
auch erweiterte Methoden der 
Analyse von Energieverbrauchs-
daten.

3.5 Stochastisches Controlling
Die Nutzung öffentlicher Gebäude hängt wesentlich von Rahmenbedin-
gungen ab, die im Kern durch die Erfüllung staatlicher Aufgaben geprägt 
sind. Da diese Aufgaben immer größeren und vor allem schnelleren Verän-
derungen unterworfen werden, müssen in diesem Zuge auch die Nutzung 
und der Betrieb des öffentlichen Gebäudebestands entsprechend flexi-
bel reagieren. Daher sind die Zuordnung von Energiekosten und (Miet-)
Flächen selbst von einzelnen Gebäuden in hohem Maße volatil. Die He-
rausforderung in diesem Kontext, öffentliche Gebäude ökonomisch und 
ökologisch möglichst optimal zu betreiben, erfordert daher neben einem 
dezentralen (operativen) Energiecontrolling bzw. einem professionellen 
Immobilienmanagement auf strategischer Ebene für gesamt Hamburg 
auch erweiterte Methoden der Analyse von Energieverbrauchsdaten. Da-
her wird seit 2017 das strategische Energiecontrolling versuchsweise 
auch mit stochastischen Methoden durchgeführt. Ziel ist es hier, trotz 
der systemimmanenten Veränderung der Datenlage mit einer möglichst 
hohen Wahrscheinlichkeit belastbare Aussagen über den energetischen 
Zustand des öffentlichen Gebäudebestandes Hamburgs zu gewinnen.

Somit wird das bisherige Controlling einzelner Gebäude oder Gebäude-
gruppen mit Hilfe von statistischen Methoden zu einem Controlling des 
Gesamtbestandes der öffentlichen Gebäude Hamburgs erweitert. Dazu 
werden umfangreiche Stichproben der Energieverbrauchsdaten öffent-
licher Gebäude Hamburgs erhoben und auf dieser Basis Schätz- und 
Näherungswerte für die jeweiligen Energiekennwerte ermittelt (Para-
meterschätzung). So wird beispielsweise bei der Betrachtung der Wär-
meenergie in erster Näherung von einer logarithmisch standardnormal-
verteilten Häufigkeit der Heizenergiekennzahlen ausgegangen. Diese 
Annahme wurde aufgrund der Kennwerte einer gruppierten Stichprobe 
getroffen und mit Hilfe von Anpassungstests abgesichert. In der nach-
folgenden Abbildung sind die normierten Dichtefunktionen der spezifi-
schen Heizenergiekennzahlen (Heizenergie pro Quadratmeter und Jahr) 
öffentlicher Gebäude der Jahre 1996, 2006 und 2016 dargestellt. Der 
Verlauf der einzelnen Dichtefunktionen ergibt sich aus Stichproben der 
Energieverbräuche der letzten 20 Jahre. (Abbildung 6).
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bestandes von 1996 bis 2016
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Daraus ist erkennbar, dass innerhalb der ersten 10 Jahre (von 1996 bis 
2006) der Median (Mittelwert der logarithmischen Normalverteilung) des 
spezifischen Heizenergieverbrauchs (bereinigt) um rund 50 kWh / m² a 
abgenommen hat. In den darauffolgenden 10 Jahren jedoch nur noch um 
rund 30 kWh / m² a verringert werden konnte.

Letztlich zeigt diese Darstellung auch anschaulich die energetische Ver-
besserung des öffentlichen Gebäudebestandes Hamburgs, wobei hier 
nicht zwischen baulichen oder gebäudetechnischen Verbesserungen un-
terschieden wird.

Ein Vorteil von statistischen Analysen liegt in der Möglichkeit, u. a. neue 
Beurteilungsparameter zu gewinnen. So können für die jeweiligen Jah-
re auch weitere Kennwerte wie z. B. der Erwartungswert ermittelt und 
gegenübergestellt werden. So liegt der Erwartungswert im Jahre 1996 
noch bei ca. 230 kWh / m²a. In 2006 liegt dieser dann nur noch bei ca. 
170 kWh / m²a und in 2016 schließlich bei ca. 160 kWh / m²a.

Auch die Verringerung des Erwartungswertes kann als energetische 
Verbesserung des Gebäudebestandes interpretiert werden. Es ist ge-
plant, die statistische Verbrauchsanalyse als ergänzendes Controlling-
instrument weiterzuführen und ggf. auch auf den elektrischen Energie-
verbrauch anzuwenden.

3.6 Energierelevante Produkte – Marktüberwachung
Mit der Einführung der „Ökodesign-Richtlinie3“ im Jahre 2005 sind eu-
ropaweit einheitliche Ökodesign-Anforderungen für sogenannte ener-
gieverbrauchsrelevante Produkte festgelegt worden. Mit dem Energie-
verbrauchsrelevante-Produkte-Gesetz (EVPG) und ihrer Verordnung 
(EVPGV) wurde diese europäische Regelung in deutsches Recht umge-
setzt.

Im Sachzusammenhang dazu wurde europaweit die Richtlinie 2010/30/EU 
zur einheitlichen Kennzeichnung energieverbrauchsrelevanter Produk-
te eingeführt. Darin werden Angaben über den Verbrauch von Energie 
und anderen Ressourcen für energieverbrauchsrelevante Produkte har-
monisiert. In deutsches Recht wurde die Richtlinie mit dem Energiever-
brauchskennzeichnungsgesetz (EnVKG) sowie der Energieverbrauchs-
kennzeichnungsverordnung (EnVKV) umgesetzt. Seit dem 01. August 
2017 gilt die europäische Verordnung (EU) 2017/1369 unmittelbar. Die-
se neue EU-Verordnung hebt die bisherige Richtlinie 2010/30/EU auf.

Den allgemeinen Rechtsrahmen für die Überwachung bildet die seit dem 
1. Januar 2010 geltende europäische Verordnung (EG) 765/2008, die in 
den EU-Mitgliedstaaten ebenfalls unmittelbar gilt. Auf dieser Grund-
lage organisieren die einzelnen EU-Mitgliedsstaaten das System der 
Markt- und Produktüberwachung. Gemäß Artikel 83 des Grundgeset-
zes sind die Länder für den Vollzug der Marktüberwachung zuständig. 
In Hamburg liegt die Zuständigkeit für diese Aufgabe seit Ende 2014 
im Referat Energie-Einkauf, Controlling, Technik der Behörde für Um-
welt und Energie. Für die Durchführung der Kontrollen der Energiever-
brauchskennzeichnung sind die Bezirke zuständig. In enger Zusammen-
arbeit mit den Bezirken steuert und unterstützt die Behörde für Umwelt 

3Ursprünglich 2005/32/EG,  heute 2009/125/EG
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In enger Zusammenarbeit 
mit den Bezirken steuert und 
unterstützt die Behörde für 
Umwelt und Energie die bezirk-
lichen Kontrollen der Energie-
verbrauchskennzeichnung von 
Produkten im Handel.

und Energie die bezirklichen Kontrollen der Energieverbrauchskenn-
zeichnung von Produkten im Handel.

Die Aufgabe der Marktüberwachung für energieverbrauchsrelevante 
Produkte ist als relativ neue Aufgabe seit der nationalen Rechtsset-
zung in den Jahren 2008 bis 2013 in Verbindung mit kontinuierlich neu-
en EU-Regelungen zu erfüllen. Da bis dahin für Massenprodukte kaum 
energetische Verbrauchsregelungen festgelegt wurden, befindet sich die 
Marktüberwachung zurzeit noch im Aufbau. Hinzu kommt, dass kontinu-
ierlich von Jahr zu Jahr für neue Produktgruppen EU-weit energetische 
Anforderungen durch unmittelbar geltende EU-Verordnungen eingeführt 
und entsprechend überwacht werden müssen. Beispielhaft für die sich 
kontinuierlich ändernden Anforderungen sei hier das im allgemeinen 
Sprachgebrauch sogenannte „Glühlampenverbot“ genannt. In diesem ist 
festgelegt, bis wann Lampen mit geringer Energie-Effizienz noch in der 
EU in Verkehr gebracht werden dürfen. Hamburg hat seit 2015 Prüfun-
gen an Produkten unterschiedlicher Hersteller vorgenommen. Diese Prü-
fungen umfassen beispielsweise sämtliche Herstellerunterlagen in Bezug 
auf die Energie-Effizienz sowie die Einhaltung der Vorgaben an techni-
schen Kundeninformationen auf der Verpackung, in der Gebrauchsanlei-
tung sowie im Internet. Darüber hinaus werden teilweise auch Prüfungen 
in dafür zugelassenen Prüflaboren beauftragt, wenn für die Prüfung von 
Produkten besondere Messausrüstungen notwendig sind. Abbildung 7 
zeigt die Anzahl der Kontrollen in den Jahren 2015 und 2016.

Beispiel einer Lampenprüfung nach EVPG: Im Rahmen der Marktüber-
wachung von energieverbrauchsrelevanten Produkten wurden unter 
anderem die von einem Hamburger Unternehmen mit einem eigenen 
Markennamen vertriebenen Halogenglühlampen geprüft. Die Laborprü-
fung von 20 Lampen eines Modells zeigte, dass der vorgeschriebene 
Mindest-Lichtstrom deutlich unterschritten wurde. Aufgrund der un-
genügenden Energie-Effizienz war der Vertrieb dieses Lampen-Modells 
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Die Laborprüfung von 20 
 Lampen eines Modells  zeigte, 
dass der vorgeschriebene 
 Mindest-Lichtstrom deutlich 
unterschritten wurde. 

nicht zulässig. Bei einem weiteren Halogenglühlampen-Modell konnte 
der vorgeschriebene Herstellernachweis über die Mindest-Lebensdauer 
von 2.000 Stunden nicht erbracht werden. Da die weiteren Halogenglüh-
lampen des Unternehmens den geprüften Modellen sehr ähnlich waren, 
hat das Unternehmen schließlich alle 10 Halogenglühlampen-Modelle 
freiwillig vom Markt genommen. 

Abbildung 8: Lampenprüfung (beispielhaft)
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Während der Stromverbrauch 
Hamburgs in den Jahren 2012 
bis 2013 noch stagnierte, ist 
seit 2014 ein Anstieg des Ge-
samtverbrauchs zu verzeichnen.

Der vorliegende Abschnitt Statistik enthält ausschließlich Auswertun-
gen des strategischen Controllings auf Basis historischer Verbrauchs- 
und Kostendaten des zentralen Energieeinkaufs der Behörde für 
Umwelt und Energie. Dabei sind die Energieverbräuche den Nutzungs-
bereichen (Verwaltung, Schule etc.) zugeordnet. Gewerbeähnliche Ge-
bäudenutzungen wie Abfallwirtschaft, Friedhof, Gartenbau, Großmarkt, 
Hafen, Schleusen, Werkstätten etc. sind im Bereich Gewerbe zusam-
mengefasst.

Die Energieverbräuche der einzelnen Energieträger sind für die Jah-
re 2012 bis 2016 dargestellt. Zur besseren Vergleichbarkeit sind die 
Energieverbräuche zur Erzeugung von Wärme (Fernwärme und Gas) 
witterungsbereinigt (s. Anhang 12.1.5). Somit können die einzelnen 
witterungsbereinigten Jahreswerte für Fernwärme und Gas direkt mit-
einander verglichen werden.

Darüber hinaus werden die Kosten (brutto) aller Energieträger auf 
Basis des Verbrauchs von 2012 bereinigt, so dass für die Folgejahre 
zwischen preisbedingten und verbrauchsbedingten Kostenänderungen 
unterschieden werden kann.

4.1 Strom
Während der Stromverbrauch Hamburgs in den Jahren 2012 bis 2013 
noch stagnierte, war in den Jahren 2014 bis 2016 ein Anstieg des Ge-
samtverbrauchs zu verzeichnen (Abbildung 9). Dieser Verbrauchsan-
stieg ist im Wesentlichen auf einen Mehrbedarf im Bereich des Woh-
nens und der Verwaltung zurückzuführen, der u. a. auch bedingt durch 
die Anstrengungen zur Bewältigung der Flüchtlingsunterbringung einen 
erhöhten Strombedarf verzeichnete.

4. Energieverbrauch –  
eine statistische  Betrachtung
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Tabelle 4 zeigt den Stromverbrauch für den Zeitraum 2012 bis 2016 in 
den jeweiligen Nutzungsbereichen. Zusätzlich sind die mittleren Kosten 
pro kWh aufgeführt. Die mittleren Stromkosten in 2014 waren im Ver-
gleich zu den anderen hier betrachteten Jahren mit rund 0,21 €/kWh ca. 
10 % teurer. In den anderen Jahren blieben die mittleren Stromkosten an-
nähernd auf einem Niveau. Dieser Anstieg ist auf die in der Gesamtsum-
me höheren Stromkosten der Anteile für Stromerzeugung (EEX-Preise 
FHH) und der EEG-Umlage zurückzuführen (s. Abbildung 2).

In den Bereichen Verwaltung (27 %), Hochschulen (18 %) und Schulen 
(15 %) werden rund 60 % des gesamten Stroms verbraucht (Abbildung 
10). Allein mit diesen drei Bereichen sind große Anteile des Stromver-
brauchs für Einsparmaßnahmen zugänglich.

Die Aufstellung in Tabelle 5 gibt einen Überblick über den Kostenver-
lauf der Stromkosten ab 2012. Zusätzlich wird durch ein „Einfrieren“ des 
Verbrauchs auf dem Verbrauchsniveau des Jahres 2012 die Möglichkeit 
geschaffen, „verbrauchsbereinigte“ Kosten für die jeweiligen Jahre zu er-
mitteln. Dazu wird der Verbrauch in kWh des (Basis-)Jahres 2012 mit den 
jeweiligen Stromkosten pro kWh der einzelnen Folgejahre multipliziert.

Die mittleren Stromkosten in 
2014 waren im Vergleich zu 
den anderen Jahren mit rund 
0,21 €/kWh ca. 10 % teurer.

Jahr 2012 2013 2014 2015 2016

Strom in [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh]

Verwaltung 95,1 97,2 99,3 97,4 112,1

Hochschulen 70,7 72,1 72,3 72,7 74,3

Schule 56,8 55,5 60,5 64,7 60,8

Gewerbe 61,5 59,5 58,0 59,2 59,6

Wohnen 13,0 13,6 15,5 22,3 47,5

Polizei /  
Feuerwehr 20,2 18,6 19,3 19,4 19,5

Kultur 14,1 14,1 13,5 13,5 14,5

Kita 7,7 7,7 7,6 7,8 7,7

Strafvollzug 8,9 8,2 8,1 7,8 6,9

Sportanlagen 3,6 3,5 3,7 4,0 3,6

Summe 351,6 350,0 357,8 368,8 406,5

mittl. Strom-
kosten pro kWh 0,177 € 0,194 € 0,211 € 0,193 € 0,188 €

Tabelle 4: Stromverbrauch nach Nutzungsbereichen 2012 bis 2016 mit durch-
schnittlichen Kosten (brutto) pro kWh
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Abbildung 10: Verteilung des Stromverbrauchs in 2016

Verteilung des Stromverbrauchs in 2016
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Tabelle 5: Vergleich der Stromkosten (brutto) unbereinigt und verbrauchsbereinigt zum Referenzverbrauchsjahr 2012

Jahr 2012 2013 2014 2015 2016

Stromkosten in [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro]

Kosten (unbereinigt) 62,5 68,1 75,4 71,2 76,4

Veränderungen zum 
Vorjahr  

(unbereinigt)
0,0 5,6 7,3 -4,2 5,2

Kosten in % zu 2012 
(unbereinigt) 100 % 109 % 121 % 114 % 123 %

Veränderung zu 
2012 (unbereinigt) 0 5,6 12,9 8,7 13,9

Stromverbrauch 2012  
[Mio. kWh]

2013  
[Mio. kWh]

2014  
[Mio. kWh]

2015  
[Mio. kWh]

2016  
[Mio. kWh]

Verbrauch 351,6 350,0 357,8 368,8 406,5

Verbrauch zum 
 Referenzjahr 2012 100 % 99,5 % 101,8 % 104,9 % 115,6 %

Stromkosten 
 verbrauchsbereinigt 

zum Referenzjahr 
2012

2012  
[Mio. Euro]

2013  
[Mio. Euro]

2014  
[Mio. Euro]

2015  
[Mio. Euro]

2016  
[Mio. Euro]

Kosten (verbrauchs-
bereinigt zu 2012) 62,5 68,4 74,1 67,9 66,1

Veränderungen zum  
Vorjahr  

(verbrauchsbereinigt)
0 5,9 5,7 -6,2 -1,8

Kosten in % zu 2012 
(verbrauchsbereinigt) 100,0 % 109,5 % 118,6 % 108,6 % 105,7 %

Veränderung zu 
2012  

(verbrauchsbereinigt)
0 5,9 11,6 5,4 3,6

27 %

18 %

15 %

15 %

12 %

5 %
3 %

2 % 2 % 1 %
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Im Ergebnis werden so letztlich verbrauchsbereinigte Kosten ermit-
telt, die entstanden wären, wenn der Verbrauch in allen Jahren auf dem 
Niveau von 2012 stagniert hätte. Somit gibt ein Vergleich mit den tat-
sächlichen Kosten Aufschluss über die Kostenanteile, die nur aufgrund 
von Preisveränderungen entstanden wären. So ist beispielsweise gut 
erkennbar, dass durch die hohen Strompreise in 2014 Zusatzkosten von 
mindestens 11,6 Mio. Euro gegenüber dem Vergleichsjahr 2012 verur-
sacht wurden.

Der nachfolgenden Abbildung 11 können die jeweiligen Einzelkosten 
nach Nutzungsbereichen entnommen werden. Erkennbar ist darin der 
signifikante Anstieg der Stromkosten in 2016 im Bereich des Wohnens, 
hervorgerufen u. a. durch einen erhöhten Energiebedarf aufgrund des 
zusätzlichen Wohnraumbedarfs im Rahmen der Bewältigung der Flücht-
lingsunterbringung. Die gestiegenen Stromkosten im Bereich Verwal-
tung im Jahr 2014 sind Folge eines leicht erhöhten Strompreises gegen-
über den anderen Jahren, die höheren Strombezugskosten in 2016 sind 
auf einen gestiegenen Stromverbrauch in 2016 zurückzuführen.

Abbildung 11: Stromkosten (brutto) nach Art der Nutzung 2012 bis 2016

Durch die hohen Strompreise 
in 2014 wurden Zusatzkosten 
von mindestens 11,6 Mio. Euro 
gegenüber dem Vergleichsjahr 
2012 verursacht.
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Zur quantitativen Beurteilung 
der Jahresverbräuche muss der 
Witterungseinfluss berücksich-
tigt werden.

4.2 Erdgas
Im vorliegenden Abschnitt ist der Verbrauch von Erdgas dargestellt, der 
im Wesentlichen durch die Witterung beeinflusst wird. Bei den in Ab-
bildung 12 dargestellten Verbräuchen handelt es sich um den tatsäch-
lichen Erdgasverbrauch (Endenergie). Zur quantitativen Beurteilung 
dieser Jahresverbräuche muss der Witterungseinfluss berücksichtigt 
werden. Daher wird mit Hilfe einer Witterungsbereinigung der Endener-
gieverbrauch in vergleichbare Jahresverbräuche umgerechnet (Abbil-
dung 13).
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Abbildung 12: Erdgasverbrauch (Endenergie) 2012 bis 2016
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Abbildung 13: Witterungsbereinigter Erdgasverbrauch 2012 bis 2016
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Die witterungsbereinigten Jahresverbräuche von Erdgas in Abbildung 
14 zeigen einen annähernd stagnierenden Erdgasverbrauch in einem 
Bereich zwischen 570 bis 600 Mio. kWh. Die Schwankungen sind größ-
tenteils nutzungsbedingt, aber auch auf Veränderungen im Gebäude-
bestand zurückzuführen.

Nachfolgende Tabelle 6 enthält den Verbrauch für Erdgas der einzelnen 
Nutzungsbereiche bzw. Nutzungsarten. Darüber hinaus sind zum bes-
seren Überblick auch die jeweils mittleren Erdgaskosten der einzelnen 
Jahre aufgeführt. Es ist erkennbar, dass u. a. durch die Hamburger Ein-
kaufsstrategie die sinkenden Gaspreise ab 2014 für Kosteneinsparun-
gen genutzt werden konnten. Dies wird auch im Kostenvergleich der Ta-
belle 7 deutlich. Hier sind ab 2012 deutlich sinkende Kosten erkennbar.

Tabelle 6: Erdgasverbrauch (unbereinigt) nach Nutzungsbereichen 2012 bis 
2016 mit durchschnittlichen Kosten (brutto) pro kWh

Die Verteilung des Erdgasverbrauchs nach Nutzungsbereichen kann 
Abbildung 14 entnommen werden. Daraus ist erkennbar, dass im Nut-
zungsbereich Schulen mit einem Anteil von 49 % annähernd die Hälfte 
des gesamten Erdgases verbraucht wird.

Jahr 2012 2013 2014 2015 2016

Erdgas in [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh]

Verwaltung 67,8 72,6 65,9 66,3 67,4

Hochschulen 54,1 51,0 46,9 42,8 47,4

Schule 297,0 301,8 248,4 250,9 263,9

Gewerbe 37,5 37,6 28,9 29,9 33,9

Wohnen 45,4 46,7 54,1 59,9 74,1

Polizei /  
Feuerwehr 16,6 18,0 13,6 14,6 14,8

Kultur 6,0 7,1 5,2 6,1 5,8

Kita 20,5 20,3 17,8 15,1 18,0

Strafvollzug 2,5 2,5 2,0 2,5 3,2

Sportanlagen 11,1 11,2 9,2 9,8 9,4

Summe 558,5 568,8 492,0 497,9 537,9

mittl. Erdgas-
kosten pro kWh 0,0546 € 0,0518 € 0,0524 € 0,0507 € 0,0482 €
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Verteilung des Erdgasverbrauchs in 2016

Jahr 2012 2013 2014 2015 2016

Erdgaskosten in [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro]

Kosten (unbereinigt) 30,5 29,4 25,8 25,2 25,9

Veränderungen zum 
Vorjahr  

(unbereinigt)
0,0 -1,1 -3,6 -0,6 0,7

Kosten in % zu 2012 100 % 97 % 84 % 83 % 85 %

Veränderung zu 
2012 (unbereinigt) 0 -1,1 -4,7 -5,3 -4,6

Erdgasverbrauch 2012  
[Mio. kWh]

2013  
[Mio. kWh]

2014  
[Mio. kWh]

2015  
[Mio. kWh]

2016  
[Mio. kWh]

Verbrauch 558,5 568,8 492,0 497,9 537,9

Verbrauch zum 
 Referenzjahr 2012 100 % 101,8 % 88,1 % 89,1 % 96,3 %

Erdgaskosten 
 verbrauchsbereinigt 

zum Referenzjahr 
2012

2012  
[Mio. Euro]

2013  
[Mio. Euro]

2014  
[Mio. Euro]

2015  
[Mio. Euro]

2016  
[Mio. Euro]

Kosten (verbrauchs-
bereinigt zu 2012) 30,5 28,9 29,3 28,3 26,9

Veränderungen zum  
Vorjahr  

(verbrauchsbereinigt)
0 -1,6 0,4 -1,0 -1,4

Kosten in % zu 2012 
(verbrauchsbereinigt) 100,0 % 94,6 % 96,0 % 92,7 % 88,2 %

Veränderung zu 
2012  

(verbrauchsbereinigt)
0 -1,6 -1,2 -2,2 -3,6

Abbildung 14: Verteilung des Erdgasverbrauchs 2016

Tabelle 7: Erdgaskosten (brutto) unbereinigt und verbrauchsbereinigt zum Referenzjahr 2012
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Tabelle 7 gibt wieder einen Überblick über den Kostenverlauf der Erdgas-
kosten ab 2012. Zusätzlich wird durch ein „Einfrieren“ des Verbrauchs 
auf dem Verbrauchsniveau des Jahres 2012 die Möglichkeit geschaf-
fen, „verbrauchsbereinigte“ Kosten für die jeweiligen Jahre zu ermitteln. 
Dazu wird der Verbrauch in kWh des (Basis-)Jahres 2012 mit den jewei-
ligen Erdgaskosten pro kWh der einzelnen Folgejahre multipliziert.

Die so verbrauchsbereinigten Erdgaskosten können durch einen Ver-
gleich mit den tatsächlichen Kosten Aufschluss über die Kostenanteile 
geben, die nur aufgrund von Preisveränderungen entstanden sind. So ist 
beispielsweise erkennbar, dass durch geringere Erdgaspreise ab 2013 
rechnerisch jährliche Kosteneinsparungen in Höhe von 1,2 Mio. Euro (in 
2014) bis zu 3,6 Mio. Euro (in 2016) im Vergleich zum Referenzjahr 2012 
erreicht werden konnten.

Aufschluss über die Einzelkosten der jeweiligen Nutzungsarten bzw. 
Nutzungsbereiche kann die nachfolgende Aufstellung in Abbildung 15 
geben.

Abbildung 15: Erdgaskosten (brutto) nach Art der Nutzung 2012 bis 2016

Durch geringere Erdgaspreise 
ab 2013 konnten rechnerisch 
jährliche Kosteneinsparungen 
in Höhe von 1,2 Mio. Euro (in 
2014) bis zu 3,6 Mio. Euro (in 
2016) im Vergleich zum Refe-
renzjahr 2012 erreicht werden.

0 5 10 15 20

Erdgaskosten
5Mio € / a 10 15 20

Verwaltung

Hochschulen

Schule

Gewerbe

Wohnen

Polizei / Feuerwehr

Kultur

Kita

Strafvollzug

Sportanlagen

3,4
3,3

3,5
3,8
3,7

2,2
2,3

2,5
2,6

3,0

12,7
12,7

13,0
15,6

16,2

1,5
1,6

1,5
1,9
2,0

3,0
3,5

2,8
2,4
2,5

0,7
0,7

0,7
0,9
0,9

0,3
0,3

0,3
0,4
0,3

0,8
0,9

0,9
1,1
1,1

0,1
0,1

0,1
0,1
0,1

0,5
0,5

0,5
0,6
0,6

2015

2013

2014

2012

2016



29

Der Verbrauch an Fernwärme 
wird ebenso wie der Gasver-
brauch im Wesentlichen durch 
die Witterung beeinflusst.

Darin sind die in 2012 und 2013 hohen Kosten im Nutzungsbereich 
Schulen erkennbar. Grund dafür waren die in diesen Jahren großen Erd-
gasverbräuche bei noch relativ hohen Gaspreisen. Darüber hinaus sind 
die Kosten im Bereich des Wohnens gestiegen. Dies ist auf einen ver-
mehrten Erdgasbedarf aufgrund des gestiegenen Bedarfs an Wohnraum 
zurückzuführen.

4.3 Fernwärme
Im vorliegenden Abschnitt ist der Verbrauch an Fernwärme abgebildet, 
der ebenso wie der Gasverbrauch im Wesentlichen durch die Witterung 
beeinflusst wird. Zunächst wird jedoch der kostenrelevante Endenergie-
verbrauch der Fernwärme für die Jahre 2012 bis 2016 dargestellt (Abbil-
dung 16). Direkt im Anschluss zum Vergleich die witterungsbereinigten 
Verbräuche, die den Witterungseinfluss berücksichtigen (Abbildung 17). 
Hier sind nur leichte Verbrauchsschwankungen erkennbar, die in der Re-
gel im Wesentlichen durch das Nutzerverhalten bestimmt werden.
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Abbildung 16: Fernwärme (Endener-
gie) 2012 bis 2016
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Abbildung 17: Fernwärme (witte-
rungsbereinigt) 2012 bis 2016
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Die Fernwärmeverbräuche der einzelnen Nutzungsbereiche kann Tabel-
le 8 entnommen werden. Insgesamt kann in Verbindung mit den witte-
rungsbereinigten Verbräuchen aus Abbildung 17 von einem stagnieren-
den Fernwärmeverbrauch insbesondere in 2015 und 2016 ausgegangen 
werden.

Tabelle 8: Fernwärmeverbrauch nach Nutzungsbereichen 2012 bis 2016 mit 
durchschnittlichen Kosten (brutto) pro kWh

Abbildung 18 zeigt die Verteilung des Fernwärmeverbrauchs des Jahres 
2016. Auch hier fällt der relativ hohe Anteil der Fernwärme für Schulen 
auf, der insbesondere der großen Anzahl an Schulgebäuden geschuldet 
ist.

Tabelle 9 gibt wieder einen Überblick über den Kostenverlauf der Fern-
wärmekosten ab 2012. Darüber hinaus wird wieder durch ein „Einfrie-
ren“ des Verbrauchs auf dem Verbrauchsniveau des Jahres 2012 die 
Möglichkeit geschaffen, „verbrauchsbereinigte“ Kosten für die jeweili-
gen Jahre zu ermitteln. Dazu wird der Verbrauch in kWh des (Basis-)
Jahres 2012 mit den jeweiligen Fernwärmekosten pro kWh der einzelnen 
Folgejahre multipliziert.

Jahr 2012 2013 2014 2015 2016

Fernwärme in [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh]

Verwaltung 83,4 78,3 65,2 65,7 69,3

Hochschulen 77,1 71,7 59,7 64,1 67,3

Schule 121,1 114,2 101,6 103,3 106,4

Gewerbe 1,7 1,6 1,2 1,3 1,4

Wohnen 6,8 7,1 6,0 5,9 6,2

Polizei /  
Feuerwehr 10,7 10,4 9,6 9,8 10,2

Kultur 9,0 8,3 7,3 7,0 7,3

Kita 6,2 6,2 5,2 5,5 6,1

Strafvollzug 3,6 3,5 3,1 3,0 3,0

Sportanlagen 2,6 2,4 2,4 2,4 2,5

Summe 322,2 303,7 261,3 268,0 279,7

mittl. Fernwärme-
kosten pro kWh 0,0684 € 0,0672 € 0,0658 € 0,0671 € 0,0639 €
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Verteilung der Fernwärme 2016

Abbildung 18: Verteilung des Fernwärmeverbrauchs 2016

Jahr 2012 2013 2014 2015 2016

Fernwärmekosten in [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro]

Kosten (unbereinigt) 22,0 20,4 17,2 18,0 17,9

Veränderungen zum 
Vorjahr  

(unbereinigt)
0,0 -1,6 -3,2 0,8 -0,1

Kosten in % zu 2012 100 % 93 % 78 % 82 % 81 %

Veränderung zu 
2012 (unbereinigt) 0 -1,6 -4,8 -4,0 -4,1

Fernwärme-
verbrauch

2012  
[Mio. kWh]

2013  
[Mio. kWh]

2014  
[Mio. kWh]

2015  
[Mio. kWh]

2016  
[Mio. kWh]

Verbrauch 322,2 303,7 261,3 268,0 279,7

Verbrauch zum 
 Referenzjahr 2012 100 % 94,3 % 81,1 % 83,2 % 86,8 %

Fernwärmekosten 
 verbrauchsbereinigt 

zum Referenzjahr 
2012

2012  
[Mio. Euro]

2013  
[Mio. Euro]

2014  
[Mio. Euro]

2015  
[Mio. Euro]

2016  
[Mio. Euro]

Kosten (verbrauchs-
bereinigt zu 2012) 22,0 21,6 21,2 21,6 20,6

Veränderungen zum  
Vorjahr  

(verbrauchsbereinigt)
0 -0,4 -0,4 0,4 -1,0

Kosten in % zu 2012 
(verbrauchsbereinigt) 100,0 % 98,4 % 96,4 % 98,4 % 93,7 %

Veränderung zu 
2012  

(verbrauchsbereinigt)
0 -0,4 -0,8 -0,4 -1,4

Tabelle 9: Fernwärmekosten (brutto) unbereinigt und verbrauchsbereinigt zum Referenzjahr 2012

24,1 %
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24,8 %

3,6 %
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1,1 % 0,9 %
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Gewerbe
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Die so verbrauchsbereinigten Fernwärmekosten können durch einen Ver-
gleich mit den tatsächlichen Kosten Aufschluss über die Kostenanteile ge-
ben, die nur aufgrund von Preisveränderungen entstanden sind. So ist bei-
spielsweise erkennbar, dass durch etwas geringere Fernwärmepreise im 
Jahr 2016 rechnerisch jährliche Kosteneinsparungen in Höhe von 1,4 Mio. 
Euro im Vergleich zum Referenzjahr 2012 erreicht werden konnten.

In Abbildung 19 sind die Fernwärmekosten der einzelnen Nutzungsberei-
che aufgeführt. Darin ist ein leichter kontinuierlicher Abwärtstrend er-
kennbar, der letztlich auf leicht sinkende Verbräuche zurückzuführen ist. 
Dies ist auch der Zeile „Verbrauch zum Referenzjahr 2012“ in  Tabelle 9 zu 
entnehmen.

Abbildung 19: Fernwärmekosten (brutto) 2012 bis 2016

4.4 Kostenanalyse (alle Energieträger)
Eine weitere Möglichkeit einer Kostenanalyse bietet ein erweiterter 
Kostenvergleich bezogen auf gleiche Jahresverbräuche. Hier werden 
wie in den vorigen Abschnitten bereits beschrieben, die Verbräuche des 
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wärmepreise konnten im Jahr 
2016 rechnerisch jährliche 
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werden.
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Referenzjahres 2012 quasi „festgeschrieben“. Somit lassen sich die rea-
len Kostenunterschiede der Folgejahre rechnerisch in preisbedingte und 
verbrauchsbedingte Kostenanteile aufgliedern. Das Ergebnis der Kos-
tenveränderungen ist in Tabelle 10 dargestellt.

Die Kostenanalyse in Tabelle 10 zeigt – jeweils zum Referenzjahr 2012 
und für den jeweiligen Energieträger – die realen Verbrauchsänderun-
gen und die realen Änderungen der Gesamtkosten ("Summe") sowie die 

Aufteilung der realen Gesamtkostenänderungen in preisbedingte und 
verbrauchsbedingte Kostenanteile. Dadurch werden Kosteneffekte des 
Mehr- oder Minderverbrauchs transparent.

So ist beispielsweise gut erkennbar, dass in 2013 durch einen geringeren 
Stromverbrauch rechnerisch 300.000 Euro eingespart wurden und somit 

2015

2013

2014

2012

2016

Kostenverände-
rungen

2012 
Referenz

2013 
[Mio. Euro]

2014 
[Mio. Euro]

2015 
[Mio. Euro]

2016 
[Mio. Euro]

Stromkosten

Verbrauch zum 
Referenzjahr 

2012

100 % 99,5 % 101,8 % 104,9 % 115,6 %

preisbedingt 5,9 11,6 5,4 3,6

verbrauchs-
bedingt

-0,3 1,3 3,3 10,3

Summe 5,6 12,9 8,7 13,9

Erdgaskosten

Verbrauch zum 
Referenzjahr 

2012

100 % 101,8 % 88,1 % 89,1 % 96,3 %

preisbedingt -1,6 -1,2 -2,2 -3,6

verbrauchs-
bedingt

0,5 -3,5 -3,1 -1,0

Summe -1,1 -4,7 -5,3 -4,6

Fernwärme

Verbrauch zum 
Referenzjahr 

2012

100 % 94,3 % 81,1 % 83,2 % 86,8 %

preisbedingt -0,4 -0,8 -0,4 -1,4

verbrauchs-
bedingt

-1,2 -4,0 -3,6 -2,7

Summe -1,6 -4,8 -4,0 -4,1

Tabelle 10: Kostenanalyse Darstellung der Kostenanteile preis- und verbrauchsbedingt bei Referenzverbrauch 2012 
(Bruttokosten)
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die preisbedingten Mehrkosten von rechnerisch 5,9 Mio. Euro auf 5,6 Mio. Euro 
gesenkt werden konnten. Hier zeigt sich, Energieeinsparen lohnt sich immer. 
Auch in anderer Richtung sind durch diese Art der Kostenanalyse Erkennt-
nisse möglich. So ist in 2013 durch geringere Erdgaspreise rechnerisch ein 
Kostenvorteil von 1,6 Mio. Euro entstanden. Durch den Mehrverbrauch wurde 
dieser Kostenvorteil jedoch um 500.000 Euro auf 1,1 Mio. Euro gemindert.

Darüber hinaus sind eine steigende Tendenz im Stromverbrauch und leicht 
sinkende Tendenzen beim Erdgas- und Fernwärmeverbrauch erkennbar. Ins-
besondere leicht sinkende Verbräuche bei Erdgas in Verbindung mit in der Ver-
gangenheit relativ niedrigen Erdgaspreisen konnten den Hamburger Haushalt 
erheblich entlasteten.

4.5 CO2-Bilanz
Die CO2-Emissionen der einzelnen Energieträger unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Verbräuche zeigt Abbildung 20. Dabei ist der noch hohe Anteil der 
CO2-Emissionen von Strom erkennbar. Obwohl der Stromverbrauch mit rund 
370 Millionen kWh im Verhältnis zu den anderen beiden Energieträgern Erd-
gas mit ca. 530 Mio. kWh und Wärme mit ca. 320 Mio. kWh nur rund 30 % der 
Gesamtenergie abdeckt, ist Strom immer noch für mehr als 50 % der CO2 Emis-
sionen verantwortlich, wenn der Bundesdeutsche Strommix 2015 zugrunde 
gelegt würde.

Dies ist u. a. ein wesentlicher Grund für Hamburg, Strom für öffentliche Ge-
bäude aus regenerativen Energiequellen zu beschaffen. Da Hamburg ihren 
Strom aus regenerativen Energiequellen beschafft, ist die mit dem Strommix 
bewertete regenerative Energiemenge als CO2-Entlastung bzw. rechnerische 
Einsparung dargestellt. Würde Hamburg ihren Strom mit Bundesdeutschen 
Strommix beschaffen, müssten die in Abbildung 21 grün dargestellten CO2 
Einsparungen zu Hamburgs übrigen CO2-Emissionen hinzugerechnet werden.

Energiesparen lohnt sich immer.

Strom ist immer noch für mehr 
als 50 % der CO2 Emissionen 
verantwortlich, wenn der Bun-
desdeutsche Strommix 2015 
zugrunde gelegt würde.
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Fernwärme kann i.d.R. nur ört-
lich begrenzt und unter lokal 
zum Teil sehr unterschiedlichen 
technischen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen zur Ver-
fügung gestellt werden.

4.6 Hamburg im Benchmark
In Tabelle 11 ist ein Vergleich zwischen den in Hamburg erzielen Ener-
giepreisen und den Durchschnittspreisen4 deutscher Großstädte dar-
gestellt. Im Ergebnis liegen die Energiepreise für öffentliche Gebäude 
Hamburgs bei Strom, Erdgas und Fernwärme unter dem Durchschnitt 
aller Großstädte Deutschlands.

Tabelle 11: Hamburg im Energiepreisbenchmark 2012 bis 2016

Dieser Energiepreisbenchmark unter deutschen Großstädten zeigt u. a. 
auch die gute Wirksamkeit der Hamburger Einkaufsstrategie im euro-
päischen Energiemarkt bei der Beschaffung von Strom und Erdgas.

Im Bereich der Fernwärme gibt es demgegenüber keine vergleichbare 
Marktsituation wie beispielsweise bei der Strom- oder Erdgasbeschaf-
fung. Denn Fernwärme kann i. d. R. nur örtlich begrenzt und unter lo-
kal zum Teil sehr unterschiedlichen technischen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen zur Verfügung gestellt werden. Aufgrund der so 
letztlich fehlenden Vergleichsbasis, besitzt der Vergleich im Bereich der 
Fernwärmepreise nur tendenziellen Charakter.

Energiepreisbenchmark 
unter deutschen Städten

2012 
{€ / kWh}

2013 
{€ / kWh}

2014 
{€ / kWh}

2015 
{€ / kWh}

2016 
{€ / kWh}

Strom

Durch-
schnittlicher 
Energiepreis 
aller Städte

0,199 0,220 0,228 0,221 0,218

Hamburg 0,180 0,190 0,210 0,190 0,190

Preisniveau 
Hamburg 

zum Durch-
schnitt

-10 % -14 % -8 % -14 % -13 %

Erdgas

Durch-
schnittlicher 
Energiepreis 
aller Städte

0,063 0,065 0,062 0,060 0,056

Hamburg 0,055 0,052 0,052 0,051 0,048

Preisniveau 
Hamburg 

zum Durch-
schnitt

-12 % -20 % -15 % -15 % -14 %

Fernwärme

Durch-
schnittlicher 
Energiepreis 
aller Städte

0,090 0,093 0,091 0,089 0,086

Hamburg 0,068 0,067 0,066 0,067 0,064

Preisniveau 
Hamburg 

zum Durch-
schnitt

-24 % -28 % -28 % -25 % -26 %

4Quelle: Deutscher Städtetag, „Hinweise zum kommunalen Energiemanagement, Kommunaler Energie- und 
Wasserpreisvergleich 2016“ Seite 6
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5.1  Allgemeines zu energieeinsparende Maßnahmen bei öffentlichen 
Gebäuden

Die Modernisierung der Gebäudetechnik gehört neben einer Verbesse-
rung der Wärmedämmung zu den wirksamsten und wirtschaftlich inte-
ressantesten Energiesparmaßnahmen für Gebäude. Die Erzeugung und 
Verteilung von Wärme für die Gebäude muss mit höchst möglichem Wir-
kungsgrad erfolgen, um geringe CO2-Emissionen und einen kostengüns-
tigen Betrieb der Anlagen zu ermöglichen. Gleiches gilt für den Einsatz 
elektrischer Energie.

Grundsätzlich können alle energetischen Verbesserungsmaßnahmen 
in öffentlichen Gebäuden gefördert werden, soweit diese mindestens 
zu zwei Drittel wirtschaftlich sind. Dazu werden von der Behörde für 
Umwelt und Energie auch umfangreiche Messungen beispielsweise zum 
Wärmebedarf von Gebäuden vorgenommen. Förderfähig sind energeti-
sche Maßnahmen in folgenden Bereichen (beispielhaft):

5. Beispiele

Abbildung 21: Neue Brennwert- 
Erdgaskessel

Abbildung 22: Neue Rohrdämmung 
einer Heizungsverteilung

Abbildung 23: Messung an Fernwärmeanlagen Abbildung 24: Messung des Volumen-
stroms
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Gebäudetechnik

•  Heizungsoptimierung, hydraulischer Abgleich, Leistungsanpassung 
bei Fernwärmeanlagen, Einsatz von Wärmepumpen, Eisspeichersys-
teme, Blockheizkraftwerken (BHKW), solarthermische Anlagen etc.

•  Verbesserung der Lüftungs-, Klima- und Sanitärtechnik, Steuerungs-
optimierung, Einsatz besonders energieeinsparender und umwelt-
freundlicher Technik (geregelte Elektromotoren und Pumpen, Ab-
sorptions-, Adsorptionskältemaschine, etc.)

•  Energetische Optimierung von elektrischen Anlagen insbesondere 
Lichttechnik (Einsatz von LED-Technik), Fördertechnik, Anlagen zur 
Spannungsabsenkung bzw. Leistungsoptimierung, Photovoltaikanla-
gen etc.

Gebäudehülle

•  Dämmung von opaken Außenbauteilen bzw. der thermischen Hülle 
(Wände, Fassaden, Dach, Kellerdecken etc.)

• Fenster, Glasdächer, Lichtbänder, Lichtkuppeln etc.

5.2 Erneuerung einer zentralen Kälteanlage
In der Technischen Universität Hamburg (TUHH) konnten durch die Er-
neuerung der zentralen Kälteerzeugung unter optimaler Ausnutzung der 
freien Kühlung strukturelle CO2-Einsparungen in Höhe von 200 Tonnen 
pro Jahr erzielt werden. Mit der finanziellen Förderung durch die Behör-
de für Umwelt und Energie konnte für diese Maßnahme eine optimale 
Ausführungsvariante realisiert werden. Ziel und Ergebnis der Optimie-
rung war eine optimale Ausnutzung der freien Kühlung, die neben ho-
hen Betriebskosteneinsparungen durch Reduzierung der Primärenergie 
auch einen hohen ökologischen Nutzen besitzt. Im Wesentlichen konnte 

Abbildung 25: Neu gedämmte Außenfassade mit Energiesparfenstern (bei-
spielhaft)
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das durch den Einsatz von hybriden Trockenkühlern als Ersatz für die 
installierten offenen Rückkühler erreicht werden. Den hygienischen 
und technischen Vorteilen dieser Lösung standen investive Mehrkosten 
gegenüber. Trotz der höheren Investitionskosten gegenüber einer kon-
ventionellen Lösung konnte durch die vorgenannte Maßnahme aufgrund 
hoher Betriebskosteneinsparungen eine Wirtschaftlichkeit von annä-
hernd 190 % erreicht werden. Die dafür notwendigen zusätzlichen In-
vestitionsmittel konnten mit der Fördersumme der Behörde für Umwelt 
und Energie gedeckt werden.

5.3 Einbau einer Spannungsabsenkung zur Einsparung von Strom
Im Rahmen eines Pilotversuchs wurde im Landesbetrieb Großmarkt (s. 
Abb. 26) eine Spannungsregelanlage zur Einsparung von elektrischer 
Energie eingebaut. Prinzipiell wird mit Hilfe von Transformatoren die 
Netzspannung reguliert und am unteren noch zulässigen Toleranzbereich 

Trotz der höheren Investitions-
kosten gegenüber einer kon-
ventionellen Lösung konnten 
durch gezielte Maßnahmen 
hohe Betriebskosteneinsparun-
gen erzielt und dadurch eine 
Wirtschaftlichkeit von annä-
hernd 190 % erreicht werden.

Abbildung 26: Neuer hybrider Trockenkühler in der TUHH

Abbildung 27: Großmarkt Hamburg
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Durch die Förderung der Pilot-
anlage konnten strukturelle 
CO2-Einsparungen von jährlich 
rund 90 Tonnen CO2 bei einer 
annähernd 200%-tigen Wirt-
schaftlichkeit im Großmarkt 
erreicht werden.

stabilisiert. Die so im Spannungsniveau leicht abgesenkte Spannung 
kann bei ohmschen oder induktiven Verbrauchern zu einer reduzierten 
Stromaufnahme und letztlich zu geringeren Stromverbräuchen führen. 
Da die Spannung dabei nicht unter den für eine einwandfreie Funktion 
der Verbraucher notwendigen Wert fällt, bleiben die Funktion und Leis-
tungsfähigkeit vollständig erhalten.

Durch die Förderung der Pilotanlage konnten strukturelle CO2-Einspa-
rungen von jährlich rund 90 Tonnen CO2 bei einer annähernd 200 %-ti-
gen Wirtschaftlichkeit erreicht werden.

In Zukunft wird die Technik der Spannungsabsenkung durch Maßnah-
men zur Verbesserung der Netzqualität ergänzt bzw. erweitert, so dass 
auch Einsparpotentiale von Verbrauchern mit Netzgeräten und elektro-
nisch gesteuerten Antrieben gehoben werden können. Dazu wird in den 
kommenden Energieberichten näheres erläutert werden.

5.4  Förderung eines BHKW mit Absorptionskälteanlage und freier 
Kühlung

Am Standort Klein-Flottbek der Universität Hamburg (UHH) wir zur-
zeit ein von der Behörde für Umwelt und Energie gefördertes, erdgas-
betriebenes Blockheizkraftwerk (BHKW) errichtet. Dadurch können in 
Zukunft die am Standort benötigten Strommengen dezentral wie auch 
wirtschaftlich erzeugt werden. Zusätzlich bietet die neue Anlage auch 
die Möglichkeit, mit Hilfe einer Absorptionskältemaschine Wärme des 
BHKW für die Erzeugung von Kälte zu nutzen. Dadurch können in die-
ser Anlagenkombination jährlich rund 1600 Tonnen CO2 bei einer Wirt-
schaftlichkeit von rund 200 % eingespart werden.

Abbildung 28: BHKW Generatoreinheit Abbildung 29: BHKW-Motoreinheit
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6.1 Energiemanagement im Schulbau
Für SBH I Schulbau Hamburg und GMH I Gebäudemanagement Hamburg 
spielt beim Bau und der Bewirtschaftung der rund 430 Schulstandor-
te mit über 3.300 Schulgebäuden die Energieeffizienz eine besondere 
Rolle. Diese Effizienz wird durch eine Reihe von Maßnahmen schritt-
weise erhöht. Dazu gehören Neubauten und Sanierungen mit hohen 
energetischen Standards, der verstärkte Einsatz von LED-Beleuchtung, 
Photovoltaik-Anlagen und Blockheizkraftwerken, gezielte Optimierun-
gen der technischen Anlagen, Hausmeisterschulungen für einen ener-
gieeffizienten Heizungsbetrieb sowie das Anreizsystem fifty/fifty. Eine 
eigene Abteilung Energiemanagement im Unternehmensverbund von 
SBH GMH agiert als interner Dienstleister rund um alle energetischen 
Fragen – von Konzeptentwicklungen über Standardsetzungen bis zu 
energetischer Beratung.

6.2 Neubauten und Sanierungen nach hohen energetischen Standards
Neubauten und Sanierungen werden nach den energetischen Anforde-
rungen der jeweils geltenden Energieeinsparverordnung (EnEV) geplant 
bzw. realisiert. Die EnEV bildet hierbei einen Rahmen, der mit standort-
spezifischen Energiekonzepten gefüllt wird. Die Energiekonzepte ver-
folgen einen integrierten Planungsansatz von Hochbau und technischer 
Gebäudeausrüstung, der gezielte Schwerpunkte bei den Maßnahmen 
mit einer hohen energetischen Hebelwirkung setzt, mit möglichst wenig 
komplexer Technik auskommt, die Nutzer von Beginn an einbezieht und 
auf tatsächliche Energieeinsparungen im Betrieb abzielt. Schwerpunkte 
bei der Sanierung liegen häufig bei Fenstererneuerung, Dachsanierung, 
Heizungsmodernisierung, Kellerdeckendämmung und Umrüstung auf 
LED-Beleuchtung (vor allem in Sporthallen).

In den vergangenen Jahren haben SBH GMH auch eine Reihe von Holz-
bauten errichtet, die einen direkten Beitrag zu Nachhaltigkeit und Um-
weltschutz leisten. Darüber hinaus besitzen die Gebäude gute Dämm-
eigenschaften und schaffen ein gutes Raumklima.

Einige Schulgebäude wurden mit besonders hohen Energieeffizi-
enz-Standards realisiert. Zu diesen Pilotvorhaben gehören die Grund-
schule Klein Flottbeker Weg und das Bildungszentrum Tor zur Welt in 
Wilhelmsburg. Der Neubau der Grundschule Klein Flottbeker Weg wurde 
als CO2-neutrales Gebäude mit passivhaustauglicher Gebäudehülle und 
regenerativer Energieversorgung in Betrieb genommen. Die Beheizung 
erfolgt über einen Pellet-Kessel. Das im Passivhausstandard errichte-
te Bildungszentrum Tor zur Welt wurde als Projekt der Internationalen 
Bauausstellung IBA Hamburg fertiggestellt. Das Gebäude ist mit einer 
Lüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung ausgestattet. Die Wärme-
erzeugung erfolgt regenerativ über eine Holzfeuerungsanlage. Sowohl 
eine Solarthermie- als auch eine Photovoltaikanlage gehören zur Schule. 
Als Fassadenmaterial wurde eine Holzbekleidung verwendet.

Eine eigene Abteilung Ener-
giemanagement im Unterneh-
mensverbund von SBH GMH 
agiert als interner Dienstleister 
rund um alle energetischen Fra-
gen – von Konzeptentwicklun-
gen über Standardsetzungen 
bis zu energetischer Beratung.

Die Energiekonzepte verfolgen 
einen integrierten Planungsan-
satz von Hochbau und techni-
scher Gebäudeausrüstung, der 
gezielte Schwerpunkte bei den 
Maßnahmen mit einer hohen 
energetischen Hebelwirkung 
setzt, mit möglichst wenig 
komplexer Technik auskommt, 
die Nutzer von Beginn an ein-
bezieht und auf tatsächliche 
Energieeinsparungen im Be-
trieb abzielt.

6. Fokus Schulbau 
(Schulbau Hamburg (SBH), 2017)
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Etwa 80 – 90% des erzeug-
ten Stroms können bei einer 
solchen Anlagengröße von 
der Schule selbst verbraucht, 
nur zehn bis 20% müssen ins 
öffentliche Netz eingespeist 
werden.

6.3 Erneuerbare Energien und Blockheizkraftwerke 
Auf den Dächern vieler Hamburger Schulen sind bereits in den vergan-
genen 20 Jahren rund einhundert Photovoltaik-Anlagen mit einer in-
stallierten Leistung von ca. 550 kWp errichtet worden. Diese – meist 
kleineren – Anlagen haben in erster Linie eine pädagogische Zielset-
zung.

Inzwischen errichten SBH GMH verstärkt Photovoltaik-Anlagen (PV) 
und Blockheizkraftwerke (BHKW) zur Eigenversorgung der Schulen mit 
Strom und Wärme. Die Photovoltaik-Anlagen werden mit durchschnitt-
lich 30 kWp deutlich größer dimensioniert als die bisherigen pädago-
gischen Anlagen. Sie decken ca. 20 % des Strombedarfs einer Schule. 
Etwa 80 – 90 % des erzeugten Stroms können bei einer solchen Anla-
gengröße von der Schule selbst verbraucht, nur zehn bis 20 % müssen 
ins öffentliche Netz eingespeist werden. BHKW werden insbesondere 
an großen Schulstandorten mit einem sehr hohen Wärmebedarf einge-
setzt. Sie erzeugen sowohl Strom als auch Wärme (Kraft-Wärme-Kopp-
lung) und werden so ausgelegt, dass sie durchschnittlich etwa 20 % des 
Wärmebedarfs und 30 bis 60 % des Strombedarfs eines Schulstandor-
tes decken. Derzeit sind 14 BHKW- und acht PV-Anlagen in Betrieb bzw. 
in Planung; folgende Standorte werden exemplarisch näher erläutert:

Im Herbst 2016 wurden zwei große Photovoltaik-Anlagen auf Initiative 
der Schulen errichtet: an der Grundschule Sternschanze und am Hein-
rich-Heine-Gymnasium. Die Schule Sternschanze plant zusätzlich eine 
Anzeigentafel für den Stromertrag und hat in jedem Klassenraum eine 
Akkuladestation für wieder aufladbare Batterien zur Verfügung ge-
stellt. Schülerinnen und Schüler können Batterie-Akkus an der Schule 
zum Vorzugspreis erwerben und diese dann kostenlos mit dem selbst 
erzeugten Solarstrom laden. Ziel ist es, die „erste einwegbatteriefreie 
Schule Deutschlands“ zu werden.

Abbildung 30: Beispiel Immanuel-Kant Gymnasium
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Am Standort der Walddörfer Schulen (Gymnasium, Stadtteilschule und 
Grundschule) ist im Rahmen eines Pilotvorhabens eine innovative Kombi-
nation aus Blockheizkraftwerk, Wärmepumpe und Eisspeicher geplant. Der 
Eisspeicher dient als Wärmequelle für die Wärmepumpe. Die elektrische 
Grundlast soll vollständig über das BHKW abgedeckt werden.

6.4 Betriebsoptimierungen und gering-investive Maßnahmen
Seit Juni 2015 haben SBH GMH gemeinsam mit der Hamburger Klima-
schutzstiftung (HKS) und dem Landesinstitut für Lehrerbildung und Schul-
entwicklung (LI) etwa 40 Schulen mit in der Regel hohen Energieverbräu-
chen auf energetischen Handlungsbedarf analysiert. Schwerpunkte des 
Projektes sind dabei drei Handlungsfelder mit hohem Einsparpotenzial:

•  Gering-investive Maßnahmen

•  Betriebsoptimierungen

•  Optimierung des Nutzerverhaltens.

Zur Analyse gehörten Gespräche mit allen beteiligten Akteuren, Schul-
begehungen und Messungen. Auf dieser Grundlage sind für die jeweiligen 
Schulen gezielte Maßnahmen beschlossen worden. Die ersten technischen 
Maßnahmen befinden sich zurzeit in der Umsetzung.

Die pädagogische Begleitung des Projekts durch die HKS in Kooperation 
mit dem LI ist im Februar 2016 unter dem Projekttitel „Energiewendepro-
jekt“ gestartet. Vom Projektteam wurde ein umfangreiches Portfolio an 
pädagogischen Angeboten für die Schulen entwickelt: „Vor-Ort“-Beratun-
gen, schulinterne Fortbildungen, Energiewendetag, Energieagenten-Aus-
bildung. Unterstützung erhalten die Schulen bei Aktionen und bei der Öf-
fentlichkeitsarbeit sowie mit einem breiten Netzwerk und Kontakten zu 
außerschulischen Lernorten.

Die aus dem Gesamtprojekt gewonnenen Erkenntnisse haben SBH GMH 
inzwischen auf alle Schulen übertragen und entsprechende Standards für 
den Betrieb und eine jährliche energetische Schwachstellenanalyse defi-
niert. Ziel ist es, die im gering-investiven Bereich liegenden Energieein-
sparpotenziale nachhaltig zu heben.

Seit Juni 2015 haben SBH GMH 
gemeinsam mit der Hamburger 
Klimaschutzstiftung (HKS) und 
dem Landesinstitut für Lehrer-
bildung und Schulentwicklung 
(LI) etwa 40 Schulen mit in der 
Regel hohen Energieverbräu-
chen auf energetischen Hand-
lungsbedarf analysiert.

Die pädagogische Begleitung 
des Projekts durch die HKS in 
Kooperation mit dem LI ist im 
Februar 2016 unter dem Pro-
jekttitel „Energiewendeprojekt“ 
gestartet.

Abbildung 31: Feierliche Einweihung der Photovoltaik-Anlage an der Schule Sternschanze mit Umweltsenator Jens 
 Kerstan
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Der Bund leistet einen direkten 
Investitionszuschuss von 40 % 
(bis 2015: 30%), sofern eine 
Energieeinsparung von mindes-
tens 50 % nachgewiesen wird.

Bei der Umrüstung auf LED-Beleuchtung nehmen SBH GMH regelmäßig 
Bundesfördermittel aus der so genannten Kommunalrichtlinie in An-
spruch. Der Bund leistet einen direkten Investitionszuschuss von 40 % 
(bis 2015: 30 %), sofern eine Energieeinsparung von mindestens 50 % 
nachgewiesen wird. Solche Energieeinsparungen lassen sich regelhaft 
bei großen Sporthallen erzielen, da dort die Zahl der Betriebsstunden 
besonders hoch ist.

Die in Anspruch genommenen Fördermittel sind in der folgenden Über-
sicht aufgeführt:

Im Bereich der Heizungssteuerung liegen große Potenziale für einen 
energieeffizienten Gebäudebetrieb. Daher bieten SBH GMH jedes Jahr 
eine praxisorientierte Hausmeisterschulung zum Heizungsbetrieb an. 
In den vergangenen drei Jahren haben insgesamt etwa 120 Schulhaus-
meister an dieser Fortbildung teilgenommen.

Darüber hinaus planen SBH GMH für die kommende Heizsaison 2017/18 
einen flächendeckenden Energieeffizienz-Check aller Heizungsanlagen. 
Ziel ist es, bisher noch unerkannte Potenziale in der Breite zu heben 
und alle Heizungsanlagen so einzustellen, dass sie im energetisch effi-
zienten Bereich gefahren werden. Bei Bedarf wird die Heizungstechnik 
modernisiert und auf den aktuellen Stand der Technik gebracht.

Heizung

•  hydraulischer Abgleich

•  Trennung von Heizkreisen

•  Modernisierung der Heizungssteuerung

•  Erneuerung der Thermostate

Strom

•  Umrüstung auf LED

•  Präsenzmelder in WCs und Fluren

•  Hocheffizienzpumpen

Abbildung 32: Energetische Schwerpunktsetzungen bei gering-investiven 
 Maßnahmen an Schulen

2014 2015 2016

LED-Projekte 9 9 19

Investition in € 675.000 526.000 1.150.000

davon: Fördermittel in € 203.000 158.000 460.000

Abbildung 33: Fördermittel für LED-Umrüstungen an Hamburger Schulen
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6.5 Anreizsystem fifty/fifty
Seit 1994 gibt es in Hamburg das Anreizsystem fifty/fifty. Das Prin-
zip basiert auf der Idee, dass 50 % der durch aktives Nutzerverhalten 
der Schulen eingesparten Energie-, Wasser- und Abfallkosten zur frei-
en Verfügung an die Schulen ausbezahlt werden. Viele Lehrkräfte und 
Schülerinnen und Schüler sind durch fifty/fifty motiviert worden, Ener-
gie einzusparen und einen aktiven Beitrag zum Klimaschutz zu leisten.

Im Jahr 2016 haben für das vorangehende Abrechnungsjahr insgesamt 
331 Schulstandorte an fifty/fifty teilgenommen und Prämien von rund 
1,5 Mio. € erhalten.

Die Bürgerschaft hat im Hinblick auf die im Laufe der Zeit veränderten 
Rahmenbedingungen den Senat ersucht, das fifty/fifty-System wei-
terzuentwickeln und ein Umweltinstitut mit der Konzeptentwicklung 
zu beauftragen (Drs. 21/4061). Ziel ist ein einfaches, transparentes, 
ganzheitliches und zukunftsfähiges System. Das Grundprinzip der Be-
lohnung von Einsparungen im Energie-, Wasser- und Abfallbereich wird 
beibehalten. Mit der Weiterentwicklung soll auch eine Steigerung der 
Teilnehmerzahlen erreicht und neue Impulse für den Klimaschutz an den 
Schulen gegeben werden.

6.6 Unternehmensinitiative 2016 „Wir drehen das“
Ein bewusster Umgang mit Ressourcen ist Bestandteil der Unterneh-
mensphilosophie von SBH GMH. Mit der unternehmensinternen Initiati-
ve 2016 „Wir drehen das!“ haben SBH GMH die Potenziale von Energie-
effizienz im Schulbau aufgezeigt. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von SBH und GMH waren an der Initiative beteiligt und aufgefordert, 
Ideen und Beiträge zum Klima- und Umweltschutz zu entwickeln. Mit 
der Schwerpunktsetzung konnte die Energieeffizienz noch stärker als 
bisher in der Unternehmenskultur und in den Bau- und Betriebsprozes-
sen von SBH und GMH verankert werden.

6.7 Gebäudezertifizierung durch die DGNB
Bereits in den vergangenen Jahren hat die Deutsche Gesellschaft für 
nachhaltiges Bauen (DGNB) einzelne Neubauvorhaben von SBH GMH 
zertifiziert, beispielsweise das Bildungszentrum Tor zur Welt (2013) 
oder das Bildungs- und Gemeinschaftszentrum Süderelbe (2012, beide 
mit DGNB-Zertifikat in Gold).

Ausgehend von den dabei gesammelten Erfahrungen haben SBH GMH 
ein Zertifizierungsprojekt für eine nachhaltige Bauweise der Hambur-
ger Schulgebäude gestartet. Innerhalb der kommenden fünf Jahre sol-
len 18 Neubauvorhaben in ganz Hamburg durch die DGNB qualitativ 
überprüft und zertifiziert werden. Mit der Beurteilung und Zertifizie-
rung durch eine externe Organisation werden eine hohe Gebäudequali-
tät und eine nachhaltige Bauweise nach einheitlichen und nachvollzieh-
baren Kriterien sichergestellt. Die Bauvorhaben werden dabei bereits 
im Planungsprozess durch einen Auditor begleitet SBH GMH sehen es 
als Aufgabe, eine nachhaltige Bauweise nicht nur für herausragende 
Schulprojekte beispielhaft durchzuführen, sondern die Nachhaltigkeits-
aspekte schrittweise für alle Hamburger Schulen einzuführen.

Im Jahr 2016 haben für das vo-
rangehende Abrechnungsjahr 
insgesamt 331 Schulstandorte 
an fifty/fifty teilgenommen und 
Prämien von rund 1,5 Mio. € 
erhalten.

Mit der unternehmensinternen 
Initiative 2016 „Wir drehen 
das!“ haben SBH GMH die 
Potenziale von Energieeffizienz 
im Schulbau aufgezeigt.
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Das erste Vorzertifikat in Gold 
hat die DGNB jüngst für einen 
Zubau für die Grundschule 
Potsdamer Straße in Wandsbek 
(geplante Fertigstellung 2018) 
vergeben.

Das erste Vorzertifikat in Gold hat die DGNB jüngst für einen Zubau für 
die Grundschule Potsdamer Straße in Wandsbek (geplante Fertigstel-
lung 2018) vergeben. Für 2019 wird die Zertifizierung des Neubaus der 
Stadtteilschule Wilhelmsburg in Platin angestrebt.

Um den Nachhaltigkeitsaspekt im Schulbau zu verankern, ist darüber 
hinaus geplant, einen Mitarbeiter von SBH GMH zum Auditor für nach-
haltiges Bauen und Gebäudezertifizierung ausbilden zu lassen.

Zu SBH und GMH:
Hamburg hat sämtliche Schulimmobilien (Gebäude und Grundstücke) im 
Jahr 2010 in ein Sondervermögen überführt, das der Hamburger Finanz-
behörde unterstellt ist. Dieses Sondervermögen fungiert als Eigentümer, 
die Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) mietet die Gebäude an. 
Mit dem Bau und der Bewirtschaftung der Hamburger Schulen sind als 
Dienstleister der eigens dafür gegründete Landesbetrieb SBH | Schul-
bau Hamburg sowie das öffentliche Unternehmen GMH | Gebäudema-
nagement Hamburg GmbH beauftragt. Beide Unternehmen sorgen für 
die laufende Instandhaltung und die Bewirtschaftung der rund 3.300 
Gebäude an 430 Standorten sowie die Durchführung aller notwendi-
gen Bau- und Sanierungsmaßnahmen. Für diese Maßnahmen stehen bis 
2019 rund zwei Milliarden Euro zur Verfügung.

Abbildung 34: Solaranlage über den Dächern Hamburgs, www.mediaserver.hamburg.de / Cluster Ern. Energien
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In Hamburgs öffentlichen Gebäuden ist in den letzten fünf Jahren der 
Endenergieverbrauch bei Erdgas und Fernwärme im Vergleich zu 2012 
leicht zurückgegangen. Beim Energieträger Strom ist ab 2014 der Ener-
gieverbrauch jedoch kontinuierlich (2 % bis 5%) und 2016 mit 15,6% so-
gar erheblich angestiegen. Grund dafür war u. a. der erhebliche Bedarf 
an zusätzlichem Wohnraum im Rahmen der Flüchtlingsunterbringung.

Darüber hinaus lässt sich bei Strom seit 2014 ein stetiger Trend hin 
zum Mehrverbrauch in der Größenordnung von wenigen Prozent des 
Gesamtstromverbrauchs erkennen. Auch wenn Hamburgs öffentliche 
Gebäude zu 100% mit elektrischer Energie aus regenerativen Quellen 
versorgt werden, müssen weiter Einsparungspotentiale identifiziert 
werden, um dem ab 2014 offensichtlich systematisch ansteigenden 
elektrischen Energiebedarf entgegenzuwirken.

Hamburg muss jährlich im Durchschnitt ca. 71 Mio. Euro für Strom, ca. 
27 Mio. Euro für Erdgas und ca. 19 Mio. Euro für Fernwärme aufwen-
den. Insgesamt werden somit Haushaltsmittel von rund 117 Mio. Euro 
gebunden – Tendenz steigend (z. B. durch einen erhöhten elektrischen 
Energiebedarf, höhere Netzendgelte usw.). Einen Gesamtüberblick über 
die Verteilung des Energieverbrauchs und der Kosten für 2016 gibt Ab-
bildung 35.

Auch wenn Hamburgs öffentli-
che Gebäude zu 100% mit elek-
trischer Energie aus regenera-
tiven Quellen versorgt werden, 
müssen weiter Einsparungs-
potentiale identifiziert werden, 
um dem ab 2014 offensichtlich 
systematisch ansteigenden 
elektrischen Energiebedarf 
entgegenzuwirken.

7. Zusammenfassung

Energieverbrauch – eine statistische Betrachtung
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Abbildung 35: Verbrauchs- und Kostenaufteilung 2016
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Mit der gezielten Förderung 
von Energieeinsparmaßnahmen 
und Pilotprojekten konnten in 
den letzten fünf Jahren ins-
gesamt 15,4 Mio. kWh Energie 
und rund 7600 Tonnen CO2 ein-
gespart werden.

Das dezentrale, operative und 
gebäudescharfe Energiecont-
rolling gewinnt in Verbindung 
mit der systematischen Über-
wachung und Steuerung der 
Anlagentechnik immer mehr an 
Bedeutung.

Werden die Kostenentwicklungen im Energiesektor rückwirkend be-
trachtet, so ergibt sich für Hamburg bei Strom eine kontinuierliche 
Steigerung, wo hingegen die Kosten für Erdgas leicht rückläufig waren. 
Im Bereich der Fernwärmekosten kann im Betrachtungszeitraum 2012 
bis 2016 von relativ stabilen Kosten ausgegangen werden. Signifikante 
Kosteneinsparungen sind somit nur durch die im Betrachtungszeitraum 
günstigen Gaspreise in Verbindung mit einer optimierten Einkaufsstra-
tegie Hamburgs erzielt worden.

Dass die Hamburger Einkaufsstrategie greift, kann auch aus dem 
Benchmark mit anderen deutschen Großstädten abgeleitet werden. So 
liegen die von Hamburg erzielten Preise für Strom, Erdgas und Fern-
wärme deutlich unter dem Durchschnittspreis anderer Großstädte in 
Deutschland.

Mit der gezielten Förderung von Energieeinsparmaßnahmen und Pilot-
projekten konnten in den letzten fünf Jahren insgesamt 15,4 Mio. kWh 
Energie und rund 7600 Tonnen CO2 eingespart werden. Diese Projekte 
besitzen sowohl für den Einsatz neuer Techniken als auch zum Nachweis 
robuster und kostengünstiger Betriebslösungen Beispielcharakter.

Während noch in den letzten Jahren beispielsweise durch den vermehr-
ten Einsatz effizienterer Gebäudetechnik relativ einfach signifikante 
Energieeinsparungen erzielt werden konnten, müssen heute teilweise 
komplexere Lösungen gefunden werden, um entsprechende Einsparpo-
tentiale zu heben. Da die aktuelle Technik und die rechtlichen Vorschrif-
ten schon relativ anspruchsvolle Energiestandards setzen, werden die 
öffentlichen Gebäude erfreulicherweise immer effizienter. Leicht reali-
sierbare Einsparpotentiale aufgrund veralteter Technik sind jedoch viel-
fach weitestgehend ausgeschöpft.

Dennoch gibt es auch auf diesem Effizienzniveau immer noch Einspar-
potentiale, die es zuverlässig zu identifizieren und zu heben gilt. Dabei 
ist allerdings zu berücksichtigen, dass mit anwachsendem Effizienzni-
veau auch die Realisierung noch möglicher Einsparpotentiale mit größe-
rem Aufwand verbunden ist.

Aus diesem Grund kommt dem systematischen Umgang mit energetisch 
wirksamen Anlagen besondere Bedeutung zu. Allein um das nach ener-
getischen Sanierungen einmal erreichte, niedrige Verbrauchsniveau zu 
halten, müssen die Energieverbräuche durch ein operatives Energiecon-
trolling gebäudescharf überwacht und ggf. Einfluss auf die Betriebs-
führung genommen werden. Daher gewinnt das dezentrale, operative 
und gebäudescharfe Energiecontrolling in Verbindung mit der systema-
tischen Überwachung und Steuerung der Anlagentechnik immer mehr 
an Bedeutung.

Im Anhang dieses Energieberichtes ist ein Abschnitt „Wissensmanage-
ment“ enthalten. Dieser wurde zur Verbesserung des Wissenstransfers 
im Zusammenhang mit Hamburger Energiesparmaßnahmen und deren 
Förderungsbedingungen neu eingefügt.
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Letztlich bleibt es eine Daueraufgabe, Energie einzusparen. Dies gilt 
allein schon aufgrund des offensichtlich weiter ansteigenden Energie-
bedarfs – z. B. hervorgerufen durch verstärkte Nachfrage an Elektro-
mobilität und fortschreitender Digitalisierung.

Dafür müssen aber auch Antworten auf grundlegende Fragen gefunden 
werden: Wie kann ein einmal erreichtes niedriges Verbrauchsniveau kon-
tinuierlich gehalten bzw. weiter gesenkt werden? Wie können energeti-
sche Sanierungen z. B. im Rahmen der laufendenden Bauunterhaltung 
identifiziert und sinnvoll in die Immobilienbewirtschaftung integriert 
werden? Und letztlich: Wie können die Hamburger Immobilienportfolios 
systematisch auf das Hamburger Klimaschutzziel 2030 bzw. 2050 aus-
gerichtet werden?

Antwortansätze auf diese Fragestellungen könnten beispielsweise die 
folgenden sein: Der Betrieb gebäudetechnischer Anlagen könnte noch 
gezielter auf Energieeffizienz geprüft werden. Vorstellbar wäre z. B. im 
Rahmen von ohnehin turnusmäßigen Wartungs- und Instandhaltungs-
maßnahmen auch Betriebsparameter beispielsweise der Mess- und Re-
geltechnik, Raumtemperaturen u. ä. zu prüfen bzw. dem ggf. geänderten 
Bedarf anzupassen.

8. Ausblick

Abbildung 36: Green Capital, www.mediaserver.hamburg.de / Roberto Kai Hegeler



49

Energieeinsparungen in Ver-
bindung mit der stufenweisen 
Umstellung auf regenerative, 
möglichst dezentraler Ener-
giegewinnung für Strom zu-
sammen mit einem verstärkten 
Ausbau von Wärmenetzen 
sollten zukünftig noch syste-
matischer und ambitionierter 
angegangen werden.

Im Hinblick auf die weitere Ver-
besserung der Gebäudetech-
nik mit Ausbau regenerativer, 
dezentraler Energieerzeugung 
sowie der Verbesserung der 
Gebäudehülle ist es unerläss-
lich, die Möglichkeiten des 
technisch Machbaren in Ver-
bindung mit dem wirtschaftlich 
Vertretbaren konsequent in die 
Betrachtung mit einzubeziehen.

Der wichtige Bereich der laufenden Bauunterhaltung kann wertvolle 
Hinweise zum Gebäudezustand liefern. Daher sollte durch die jeweiligen 
Immobilienverantwortlichen bzw. Realisierungsträger geprüft werden, 
in wie weit Erkenntnisse aus der Bauunterhaltung systematisch genutzt 
werden könnten, um energetische Sanierungen als integralen Bestand-
teil der Immobilienbewirtschaftung zu implementieren.

Energieeinsparungen in Verbindung mit der stufenweisen Umstellung 
auf regenerative, möglichst dezentraler Energiegewinnung für Strom 
zusammen mit einem verstärkten Ausbau von Wärmenetzen sollten zu-
künftig noch systematischer und ambitionierter angegangen werden, 
damit die gesteckten Ziele – insbesondere die der Halbierung der CO2 
Emissionen bis 2030 gegenüber dem Stand von 1990 – in Reichweite 
bleiben.

Mit dazu beitragen kann das in Hamburg neu eingeführte professio-
nelle Immobilienmanagement (Mieter-Vermieter-Modell). Das Modell 
kann grundsätzlich auch geeignet sein, durch Steuerungsmöglichkeiten 
innerhalb des jeweiligen Immobilienportfolios einen entscheidenden 
Beitrag zur Energieeinsparung und damit zum Klimaschutz zu leisten. 
So könnten z. B. strukturelle Mechanismen im Mieter-Vermieter-Modell 
etabliert werden, die im Schwerpunkt energetische Belange beurteilen. 
Diese Mechanismen hätten die Aufgabe, das jeweilige Gesamtportfo-
lio auf die Klimaschutzziele 2030/2050 auszurichten und den Grad der 
Zielerreichung abhängig vom jeweiligen Finanzrahmen wirtschaftlich 
vertretbar zu steuern.

Sinnvoll wäre in diesem Zusammenhang eine energetische Gesamtbe-
trachtung des Gebäudeportfolios aus Bestandsgebäuden, Sanierungs-
vorhaben und Neubauvorhaben. So wäre es möglich, bezogen auf das 
Klimaschutzziel 2030/2050 z. B. unwirtschaftliche Sanierungsniveaus 
im Bestandsportfolio durch energetisch entsprechend verbesserte 
Neubauniveaus im Gesamtportfolio so weit wie möglich aufzufangen. 
Denn i.d.R. sind höhere Energiestandards im Neubau wirtschaftlicher 
zu realisieren, als beispielsweise bei Sanierungen im Gebäudebestand.

Im Hinblick auf die weitere Verbesserung der Gebäudetechnik mit Aus-
bau regenerativer, dezentraler Energieerzeugung sowie der Verbesse-
rung der Gebäudehülle ist es unerlässlich, die Möglichkeiten des tech-
nisch Machbaren in Verbindung mit dem wirtschaftlich Vertretbaren 
konsequent in die Betrachtung mit einzubeziehen. Dies gilt besonders 
im Zusammenhang mit der Vorbildfunktion der Öffentlichen Hand und 
somit für den Neubau aber auch für die Sanierung öffentlicher Gebäude.

Darüber hinaus wird weiterhin das bewährte Instrument der zentralen 
Energiebeschaffung mit Hilfe europaweiter Ausschreibungen und Akti-
vierung des liberalisierten Energiemarkts für Strom und Gas zur wirt-
schaftlichen Beschaffung von Energie für öffentliche Gebäude genutzt 
werden. Die Ausschreibung wird dabei weiterhin konsequent neben 
reinen wirtschaftlichen Aspekten auch Aspekte eines möglichst gro-
ßen, qualitativ hochwertigen Anteils regenerativ erzeugter Energie be-
rücksichtigen, um strukturell eine Reduzierung der CO2-Emissionen für 
Hamburg auch zukünftig sicherzustellen.
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Mit der 2/3-Wirtschaftlichkeit 
wird sichergestellt, dass sich 
bei den betrachteten Maß-
nahmen die Investitionskosten 
immer zumindest zu 2/3 refi-
nanzieren.

12.1 Wissensmanagement

12.1.1 Vorbildfunktion von öffentlichen Gebäuden im Bestand
Neben der Zielsetzung des Senats, dauerhaft eine Vorbildfunktion bei 
der Verbesserung der Energieeffizienz, der Energieeinsparung und der 
Erzeugung sowie Nutzung erneuerbarer Energien einzunehmen ist die-
se Zielrichtung auch im § 1a des EEWärmeG enthalten. So muss die 
öffentliche Hand sicherstellen, dass im Zuge einer grundlegenden Reno-
vierung bei bereits errichteten öffentlichen Gebäuden die Nutzung von 
Erneuerbaren Energien gemäß des EEWärmeG (§ 3 „Nutzungspflicht“ 
Abs. (2) u. (3) EEWärmeG) erfolgt. Dabei müssen gem. § 5a „Anteil Er-
neuerbarer Energien bei grundlegend renovierten öffentlichen Gebäu-
den“ des EEWärmeG je nach Energieträger mindestens 15%5 bzw. 25%6 

des Wärme- und Kälteenergiebedarfs durch Erneuerbare Energien ge-
deckt werden. Es besteht auch die Möglichkeit, die Verpflichtung zur 
Nutzung von Erneuerbaren Energien durch Ersatzmaßnahmen zu erfül-
len (§ 7 „Ersatzmaßnahmen“ EEWärmeG). Dazu zählen z. B. Nah- oder 
Fernwärme- bzw. Kältenetze, die über entsprechende Herkunftsnach-
weise für Wärme und Kälte aus Erneuerbaren Energien verfügen.

12.1.2 Wirtschaftlichkeit – 2/3-Wirtschaftlichkeit
Mit dem Beschluss der 2/3-Wirtschaftlichkeit nach Bürgerschafts-
drucksache 9/1404 vom 30.10.1979 über Maßnahmen zu Energieein-
sparungen an bestehenden öffentlichen Gebäuden „Hamburgisches 
Programm zur Einsparung von Energie“ wurden die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen für Maßnahmen zur Einsparung von Energie fest-
gelegt. Die 2/3-Wirtschaftlickeit ist gesetzlich im Hamburgischen Ge-
setz zum Schutz des Klimas durch Energieeinsparung (HmbKliSchG) 
vom 25. Juli 1997 in § 11 Abs. 2 verankert.

Üblicherweise sollen Ausgaben gemäß dem Gebot zum wirtschaftlichen 
Umgang mit öffentlichen Mitteln grundsätzlich sparsam und wirtschaft-
lich sein. Hier könnte bei oberflächlicher Betrachtung der Eindruck 
entstehen, dass mit der 2/3-Wirtschaftlichkeit gegen dieses Gebot 
verstoßen wird. Das ist jedoch nicht der Fall! Mit der 2/3-Wirtschaftlich-
keit wird sichergestellt, dass sich bei den betrachteten Maßnahmen die 
Investitionskosten immer zumindest zu 2/3 refinanzieren. Da darüber 
hinaus die Preise für Energie über längere Zeiträume ansteigen, wird das 
(vermeintlich) fehlende Drittel i.d.R. innerhalb des Nutzungszeitraums 
über die Einsparungen dieses Energiepreisanstiegs refinanziert. Somit 
ist dann wieder eine hundertprozentige Wirtschaftlichkeit gegeben. Zur 
Verdeutlichung dieses Zusammenhangs dient nachfolgender Vergleich. 
Üblicherweise werden Auswirkungen von Preissteigerungen mit Hilfe 
der sog. dynamischen Wirtschaftlichkeit abgeschätzt. D.h. vereinfacht, 
prognostizierte Preissteigerungen (beispielsweise der Energie) werden 
über die Laufzeit bzw. den Betrachtungszeitraum der Maßnahme zur 
Refinanzierung der Investitionskosten mit berücksichtigt. Dies ist 

12. Anhang

5Solare Strahlungsenergie, flüssige und feste Biomasse, Geothermie und Umweltwärme, Kälte aus Erneuer-
baren Energien, Abwärme, Kraft-Wärme-Kopplung

6Gasförmige Biomasse



54

  allerdings nur korrekt, wenn die prognostizierte Preissteigerung auch 
so wie angenommen eintritt.

Ein Vergleich der Annuitäten der sog. dynamischen Wirtschaftlichkeit 
nach VDI 2067 Blatt1 mit der 2/3-Wirtschaftlichkeit zeigt nachfolgende 
Abbildung 33. Dabei ist erkennbar, dass bei einer Betrachtungszeit von 
20 Jahren und einem Kapitalzins von 2,25% die Annuität der 2/3-Wirt-
schaftlichkeit einer dynamischen Annuität nach VDI 2067 Blatt 1 mit 
Berücksichtigung einer jährlichen Energiepreissteigerung von rund 4,3% 
entspricht. Das bedeutet vereinfacht, dass die nach der Methode der 
2/3-Wirtschaftlichkeit ermittelten Investitionen sich bei einer ange-
nommenen Preissteigerung von 4,3% am Ende des Betrachtungszeit-
raums zu 100% (und nicht nur zu 2/3) refinanziert haben.

Abbildung 37: Annuitätenvergleich bei einer Laufzeit von 20 Jahren und Kapi-
talwiedergewinnungszinsen von 2,25 %

Der Abbildung 37 ist ebenfalls zu entnehmen, dass bei steigender Preis-
steigerung (Abszisse) die Annuität (Ordinate), also die realen Teilzah-
lungen zur Refinanzierung kleiner werden könnte, da entsprechend der 
höheren Preissteigerung auch höhere Einsparungen wirksam werden. 
Genau hier liegt allerdings auch die Unsicherheit, da nicht immer sicher 
ist, ob die jährlichen Energiepreissteigerungen die hohen prognostizier-
ten Preissteigerungswerte auch erreichen. Hier begrenzt die 2/3-Wirt-
schaftlichkeitsbedingung (rote Linie) das Investitions- und Spekulati-
onsrisiko.

Ein Vergleich der Energiepreise für Hamburgs öffentliche Gebäude im 
Bezugszeitraum der letzten 20 Jahre über die Energieträger Erdgas, 
Strom, Wärme und Heizöl ergibt beispielsweise eine mittlere Preisstei-
gerung von 3,6 % mit einer Streuung von ± 1,23 %. Im Vergleich zum o. g. 
Beispiel liegt der Wert mit 4,3 % im Bereich der mittleren Preissteige-
rung von 2,37 bis 4,83, so dass die sog. 2/3-Wirtschaftlichkeit hier eine 
ausreichende Sicherheit für die vollständige Refinanzierung energeti-
scher Verbesserungsmaßnahmen bietet.

Das bedeutet vereinfacht, 
dass die nach der Methode der 
2/3-Wirtschaftlichkeit ermit-
telten Investitionen sich bei 
einer angenommenen Preis-
steigerung von 4,3% am Ende 
des Betrachtungszeitraums zu 
100% (und nicht nur zu 2/3) re-
finanziert haben.
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Die Methode hat insbesondere folgende Vorteile:

1.  Obergrenze für anzurechnende Preissteigerungen 
  Mit der Festlegung auf eine Refinanzierung von mehr als 2/3 der In-

vestitionskosten7 sind spekulative Preissteigerungsannahmen zur 
„rechnerischen“ Verbesserung der Wirtschaftlichkeit nicht mehr 
möglich (Risikominimie rung). Somit sind überhöhte und damit un-
wirtschaftliche Investitionen durch die willkürliche Annahme von zu 
hohen Preissteigerungen ausgeschlossen. Konsequenterweise wer-
den so nur Investitionen getätigt, deren Refinanzierungsrisiko auch 
unter ungünstigsten wirtschaftlichen Umständen (z. B. keine Ener-
giepreissteigerung) kleiner 1/3 der Investitionssumme liegt.

2.  Monetäre Festlegung der Leistungsfähigkeit für die Vorbildfunktion
   Wieviel ist uns Energieeinsparung und Klimaschutz wert?  

Gleichzeitig wird damit der maximale Anteil (50 %-Mehrinvestition s. 
Nr. 4) für die Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen der öffentli-
chen Hand für die Vorbildfunktion öffentlicher Gebäude8 festgelegt.

3.  Relativ einfache Berechnung
  Mit der festgelegten Rahmenbedingung der Refinanzierung von mehr 

als 2/3 der Investitionskosten gelingt ein relativ einfacher Wirtschaft-
lichkeitsvergleich, in dem Einsparungen ins Verhältnis zu den Investi-
tionen gesetzt werden. Das Verhältnis von Einsparungen zu Investi-
tionen innerhalb des Betrachtungszeitraums muss dann mindestens 
2/3 betragen. Der Annuitätsfaktor im Nenner dient zur Umrechnung 
einer Gesamtinvestition in jährlich gleichbleibende Teilzahlungen, um 
diese dann mit den ebenfalls jährlichen Energiekosteneinsparungen 
zu vergleichen.

Abbildung 38: 2/3-Wirtschaftlichkeit

4.  "1,5-Fache" Investitionen für Energieeinsparungsmaßnahmen
  Im Kern bedeutet die 2/3-Wirtschaftlichkeit aber auch, dass am An-

fang des Betrachtungszeitraums eine 1,5-fache Investition (Kehrwert 
von 2/3) getätigt werden kann, die dann am Ende des Betrachtungs-
zeitraums zu 100% durch Energiekosteneinsparungen refinanziert 
werden.

7§ 11 Hamburgisches Klimaschutzgesetz (HmbKliSchG)
8§ 1a EEWärmeG



56

Abbildung 39: 1,5-fache Investition bei 2/3-Wirtschaflichkeit

CO2-Einsparungen
Eine wichtige Rahmenbedingung ist die Einsparung von (End-)Energie 
und damit auch CO2. Ziel ist es hier einen möglichst hohen Anteil an 
Energieeinsparung zu erhalten, um somit die Ressourcen zu schonen 
und die Emission von CO2 in die Atmosphäre zu reduzieren.

Als Maßstab dienen dabei auch die spezifischen CO2-Vermeidungskos-
ten. Diese berechnen sich aus den Investitionskosten, die den Einspa-
rungen an CO2 über die Wirkdauer der Einsparmaßnahme gegenüber-
gestellt werden (s. Abbildung 40).

Abbildung 40: Spezifische CO2-Vermeidungskosten

Als Richtwert hat sich die Größe von 100 €/tCO2 bewährt. Die spe-
zifischen CO2-Vermeidungskosten €/tCO2 werden als Quotient der 
Gesamtinvestition und der spezifischen CO2-Vermeidung innerhalb 
der Wirkdauer berechnet. Die Wirkdauer ist die Anzahl der Jahre der 
CO2-Vermeidung der betrachteten Maßnahme.

12.1.3. Primärenergiefaktor 0,0 ? – Möglichkeiten der Bewertung
Bei der Beurteilung von Energieeinsparmaßnahmen wird insbesondere 
durch den vermehrten Einsatz von regenerativen Energieträgern im-
mer mehr auch ein (rechnerischer) Primärenergiefaktor von 0,0 ausge-
wiesen. Das hat zur Folge, dass der sog. Primärenergieverbrauch nach 
EnEV ebenfalls den Wert 0,0 annimmt. Grund dafür ist die in Anlage 
1 der EnEV (Anforderungen an Wohngebäude) und Anlage 2 der EnEV 
(Anforderungen an Nichtwohngebäude) jeweils in den Abschnitten 2.1.1 
enthaltene Regelung, dass als Primärenergiefaktoren die Werte für den 
nicht erneuerbaren Anteil anzusetzen sind.

Damit auch bei Wegfall des nicht erneuerbaren Anteils des Primärener-
giefaktors eine Beurteilung von Primär- und Endenergie erfolgen kann, 
könnte mit Hilfe der Normierung des gesamten Primärenergiefaktors 
bezogen auf den regenerativen Anteil eine Beurteilung beider Anteile 
(regenerativer und nicht regenerativer Anteil der Primärenergie) erfol-
gen. Nachfolgende Umformungen beider primärenergetischen Anteile 
verdeutlichen den Zusammenhang:

Eine wichtige Rahmenbedin-
gung ist die Einsparung von 
(End-)Energie und damit auch 
CO2.

Als Richtwert hat sich die 
Größe von 100 €/tCO2 bewährt. 
Die spezifischen CO2-Vermei-
dungskosten €/tCO2 werden 
als Quotient der Gesamtin-
vestition und der spezifischen 
CO2-Vermeidung innerhalb 
der Wirkdauer berechnet. Die 
Wirkdauer ist die Anzahl der 
Jahre der CO2-Vermeidung der 
betrachteten Maßnahme.
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Unter Einbeziehung der En-
denergie kann die normierte 
Primärenergie insgesamt als 
Produkt aus Endenergie und 
dem Normierungsfaktor (F) 
dargestellt und bewertet wer-
den.

Abbildung 41: Normierung der Primärenergie

Daraus abgeleitet kann ein Ausdruck für die normierte Primärenergie 
gefunden werden, der auch dann eine Beurteilung der gesamten Pri-
märenergie zulässt, wenn der nicht erneuerbare Anteil verschwindet 
(gleich 0,0 ist). Darüber hinaus wird mit dieser Methode deutlich, in 
welchem Verhältnis Erneuerbare Energien zur Primärenergie insgesamt 
eingesetzt werden (siehe Abbildung 42). Somit kann unter Einbeziehung 
der Endenergie die normierte Primärenergie insgesamt als Produkt aus 
Endenergie und dem Normierungsfaktor (F) dargestellt und bewertet 
werden:

Abbildung 42: Normierte Primärenergie

Die Werte für F können danach nur 1 oder größer sein. D. h. für den Fall 
F = 1 gilt: Der gesamte Primärenergiebedarf wird durch Erneuerbare 
Energie gedeckt. Im Fall F größer 1 gilt: Der gesamte Primärenergiebe-
darf wird durch eine Kombination aus Erneuerbarer Energie und nicht 
Erneuerbarer Energie gedeckt. Nachfolgende Beispiele verdeutlichen 
den Zusammenhang:
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Beispiel 1: Kraft-Wärme-Kopplung (KWK)9 mit erneuerbarem Brenn-
stoff; Primärenergie-faktor insgesamt 0,7; nicht erneuerbarer Anteil 
0,0:

Abbildung 43: Beispiel Primärenergiefaktor nicht erneuerbarer Anteil 0,0

Da die Endenergie als wesentliche Größe zur Beurteilung des Energie-
bedarfs i.d.R. bekannt ist bzw. ermittelt wird, lässt sich in Verbindung 
mit dem Faktor F die gesamte Primärenergie (Qpgesamt) entsprechend 
ermitteln.

Beispiel 2: Nah-/Fernwärme aus Heizkraftwerken10 mit erneuerbarem 
Brennstoff; Primärenergiefaktor insgesamt 1,3; nicht erneuerbarer An-
teil 0,1 (erneuerbarer Anteil ist dann: 1,3 - 0,1 = 1,2):

Abbildung 44: Beispiel Primärenergiefaktor Kombination aus erneuerbarem 
und nicht erneuerbarem Anteil

Mit der vorgestellten Methode der Normierung wird der Schwerpunkt auf 
die gesamte Primärenergie gelegt, also beide Anteile (erneuerbarer und 
nicht erneuerbarer Anteil) betrachtet. Daraus ergeben sich neue Möglich-
keiten hinsichtlich der Bewertung von energetischen Konzepten, die auch 
dann einen Vergleich ermöglichen, wenn der nicht regenerative Anteil der 
Primärenergie rechnerisch auf 0,0 festgelegt wurde.

12.1.4. Tipps zum Energiesparen
Der wirtschaftliche und nachhaltige Umgang mit Ressourcen wird in unserer 
Gegenwart und auch in Zukunft immer aktuell bleiben. Das gilt insbesonde-
re vor dem Hintergrund immanent angespannter öffentlicher Haushalte, die 
sich dem allgemeinen Trend steigenden Ressourcenbedarfs kaum entziehen 
können. Hamburg hat in den letzten fünf Jahren jährlich Gesamtkosten von 
durchschnittlich rund 120 Mio. Euro für Energie aufbringen müssen. Im Ver-
gleich dazu musste Hamburg im Jahr 2002 für Energie und Wasser „nur“ 
rund 90 Mio. Euro aufwenden. Diese Zahlen machen die Bedeutung und Di-
mension deutlich, die dem rationalen Umgang mit Energie beizumessen sind.

Der wirtschaftliche und nachhal-
tige Umgang mit Ressourcen wird 
in unserer Gegenwart und auch in 
Zukunft immer aktuell bleiben.

9DIN V 18599-1:2011-12, Tabelle A.1
10DIN V 18599-1:2011-12,  Tabelle A.1
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Der Energieverbrauch in öf-
fentlichen Gebäuden lässt sich 
neben der Einhaltung ange-
messener Standards und eines 
angemessenen Energiecont-
rollings letztlich wesentlich 
nur durch eine vernünftige und 
wirtschaftliche Betriebsfüh-
rung realisieren.

Obwohl die Technischen An-
weisungen teilweise schon vor 
mehreren Jahren eingeführt 
wurden, stellen sie grundsätz-
lich immer noch einen angemes-
senen und seit Jahren bewähr-
ten Standard für öffentliche 
Gebäude dar.

Der Energieverbrauch in öffentlichen Gebäuden lässt sich neben der Ein-
haltung angemessener Standards und eines angemessenen Energiecon-
trollings letztlich wesentlich nur durch eine vernünftige und wirtschaft-
liche Betriebsführung realisieren. Als Hilfestellung und Richtschnur 
dafür sind die nachfolgend benannten sog. Technischen Anweisungen 
(TA) herausgegeben worden. Sie geben Tipps zum Energiesparen und 
setzen Standards für den Betrieb und für die Planung:

•  TA Nr.1 „Heizungsbetriebsanweisung“ (Raumtemperaturen, Be-
triebsführung, Betriebszustände, Verbrauchsmeldungen) für Alten-
heime, -tagesstätten, Pflegeheime; Büchereien; Feuerwehr/Polizei/
Fuhrparks; Jugendheime, -tagesstätten; Kinderheime, -tagesstätten; 
Säuglingsheime, -tagesstätten, Schulen/Hochschulen/Universitäten; 
Theater/Stadthallen; Verwaltungsgebäude; Werkstätten/Bauhöfe

•  TA Nr. 6 „Energie- und wassersparende Gebäudetechnik in Sporthal-
len“ (Wärmeversorgung; Heizungssysteme, -regelung; Raumtempera-
turen; Lüftung; Warmwasserversorgung; Beleuchtung

•  TA Nr. 8 „Einsatz der Brennwerttechnik im öffentlichen Bereich der 
FHH“

•  TA Nr. 9 „Richtwerte für Kesselanlagen“

Obwohl die Technischen Anweisungen teilweise schon vor mehreren 
Jahren eingeführt wurden, stellen sie grundsätzlich immer noch einen 
angemessenen und seit Jahren bewährten Standard für öffentliche Ge-
bäude dar. Gleichwohl ist beabsichtigt, die Technischen Anweisungen zu 
überarbeiten, um den strukturellen Veränderungen insbesondere des in 
Hamburg neu etablierten professionellen Immobilienmanagements und 
der europäischen Regelungen zu energieeffizienter Technik gerecht zu 
werden.

Nachfolgende TA wird aufgehoben und ist nicht mehr anzuwenden:

•  TA Nr. 11 „Elektro für den Betrieb“

12.1.5. Witterungsbereinigung
Der jährliche Heizenergieverbrauch wird überwiegend durch die Witte-
rung an kalten Tagen beeinflusst. Um den Heizenergieverbrauch unter-
schiedlicher Jahre vergleichen zu können, muss der Energieverbrauch 
witterungsbereinigt werden. Für die Witterungsbereinigung wurden 
unterschiedliche Rechenverfahren entwickelt. Sie stellen den Zusam-
menhang zwischen Raumtemperatur und der Außenlufttemperatur für 
die Heiztage eines Bemessungszeitraums dar und sind somit ein Hilfs-
mittel zur Bestimmung des Energiebedarfs für Heizzwecke und eventu-
eller Einsparungen.

Hier werden zwei Methoden vereinfacht vorgestellt, die zur Witterungs-
bereinigung von Energieverbräuchen oft verwendet werden. Zum einen 
ist das die Witterungsbereinigung mit Hilfe von sog. Klimafaktoren des 
Deutschen Wetterdienstes (DWD) und zum anderen eine spezifische 
Witterungsbereinigung, die nach VDI 4710 Blatt 2 erfolgt.
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Beide Methoden sind grundsätzlich geeignet, gemessene Energiever-
bräuche unterschiedlich kalter Heizperioden miteinander zu vergleichen.

Berechnungsverfahren der Klimafaktoren des Deutschen Wetterdiens-
tes
Der Deutsche Wetterdienst berechnet Klimafaktoren flächendeckend 
für ganz Deutschland und stellt standortbezogene Klimafaktoren 
für jede Zustell-Postleitzahl zur Verfügung. Die Klimafaktoren des 
DWD entsprechen den Vorgaben für Verbrauchsausweise, die ab dem 
01. 05. 2014 neu ausgestellt werden. Mit der EnEV 2013 bezieht sich 
das sogenannte Referenzklima auf die Testreferenzjahre (TRY) des Re-
ferenzortes Potsdam (TRY 2011), die vom DWD im Jahre 2011 errech-
net wurden.

Die Klimafaktoren werden für gleitende 12-Monats-Zeiträume als Quo-
tienten aus der TRY-Zeitreihe der Messstation Potsdam (G(TRY, P)) und 
den aktuellen Jahresgradtagen (G) für den jeweiligen Ort bzw. die ent-
sprechende Postleitzahl berechnet: KF = G(TRY, P)/G. (DWD, 2017)

Witterungsbereinigung mit Klimafaktoren
Die Witterungsbereinigung erfolgt durch das Multiplizieren des Jah-
res-Heizenergieverbrauchs mit dem entsprechenden Klimafaktor. Als 
Faustregel gilt, dass der Klimafaktor umso größer ist, je wärmer ein Jahr 
ist. (DWD, 2017)

Witterungsbereinigung nach VDI 4710 Blatt 2
Demgegenüber wird für die Berechnung der Gradtage nach VDI 4710 
Blatt 2 eine variable, anlagenspezifische Heizgrenze (Thg) definiert. Sie 
ist für jeden Gebäudetyp anwendbar, die Berechnung ist jedoch aufwän-
dig und kostenpflichtig11. Die Heizgrenze kann aus der Art der Nutzung 
oder mithilfe linearer Regression aus (monatlichen) Verbrauchsdaten 
bestimmt werden.

Abbildung 45: Ermittlung der Gradtagszahl

Gradtagzahlen und Heizgradtage werden mit der Einheit Kd (Kelvin*day 
oder „Grad*Tag“) angegeben. Sie werden für z. B. ein Jahr summiert 
und sind dann ein Maß für den Heizenergiebedarf des Gebäudes für den 
Zeitraum eines Jahres. Für die Bereinigung werden die Gradtagszahlen 
eines Jahres zu einer regionalen Referenzzahl, der Normgradtagszahl, 
in Relation gesetzt.

Der Deutsche Wetterdienst be-
rechnet Klimafaktoren flächen-
deckend für ganz Deutschland 
und stellt standortbezogene 
Klimafaktoren für jede Zu-
stell-Postleitzahl zur Verfü-
gung.

11Die Gradtage können entweder aus den Mittelwerten der täglichen Temperaturen (CDC-Server des DWD) 
selbst berechnet oder kostenpflichtig vom Deutschen Wetterdienst (WESTE) erworben werden.
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Für eine überregionale Ver-
gleichbarkeit müssen die Norm-
gradtagszahlen immer aus den 
gleichen Zeitreihen errechnet 
werden. Aktuell werden Norm-
gradtagszahlen international 
aus den Temperaturen der Jah-
re 1961 bis 1990 gebildet, ab 
2021 wird der Zeitraum 1991 
bis 2020 festgelegt

Der bereinigte Heizenergieverbrauch (HEVnorm) wird nach folgender 
Formel berechnet:

Abbildung 46: Bereinigter Heizenergieverbrauch

Überregionale Vergleichbarkeit
Für eine überregionale Vergleichbarkeit müssen die Normgradtagszah-
len immer aus den gleichen Zeitreihen errechnet werden. Aktuell wer-
den Normgradtagszahlen international aus den Temperaturen der Jahre 
1961 bis 1990 gebildet, ab 2021 wird der Zeitraum 1991 bis 2020 fest-
gelegt.

In VDI 4710 Blatt 2 wurden die Normgradtagszahlen für alle gerad-
zahligen12 Heizgrenzen zwischen 6°C und 28°C für 15 TRY-Regionen in 
Deutschland veröffentlicht. In der Region Hamburg sind die Werte der 
Repräsentanz-Station Hamburg-Fuhlsbüttel zu verwenden. Prinzipiell 
können die Hamburger Verbrauchswerte aber auch auf die Witterung 
der Region Potsdam oder Hof umgerechnet werden.

Warum Bereinigung gemäß VDI 4710?
Das Portfolio der Freien und Hansestadt Hamburg umfasst überwie-
gend Schulen, Verwaltungsgebäude und gewerblich genutzte Flächen. 
Die Bereinigung gemäß VDI 2067 oder VDI 3807 führte in Jahren mit 
sehr milden oder extrem kalten Wintern zu keinem befriedigenden Er-
gebnis. Nach einer Berechnung der anlagentypischen Heizgrenzen stell-
te sich heraus, dass die durchschnittliche Heizgrenze bei Schulen und 
Verwaltungsgebäuden zwischen 17°C und 19°C liegt.

Ab 2004 wurde die Heizgrenze auf 18°C festgelegt, für die in VDI 4710 
Blatt 2 TabA3 (Hamburg-Fuhlsbüttel) eine entsprechende Norm-Grad-
tagzahl von 3393 Kd/a vorgegeben ist.

Vergleich beider Methoden
Bei einem Vergleich beider Methoden zur Witterungsbereinigung wird 
deutlich, dass sich die Ergebnisse im Wesentlichen hinsichtlich des Be-
reinigungsniveaus unterscheiden (s. Abbildung 47: Vergleich der Klima-
bereinigungsfaktoren DWD und VDI 4710 Blatt 2). Daher können wit-
terungsbereinigte Energieverbräuche bzw. Kennzahlen immer nur dann 
miteinander verglichen werden, wenn diese auch nach derselben Metho-
de witterungsbereinigt wurden. Die Methode nach VDI 4710 Blatt 2 ist 
allerdings nicht geeignet, Energiebedarfswerte zu berechnen, da sie nur 
den Einfluss der Außenlufttemperatur berücksichtigt.

12Zusätzlich werden auch Normgradtagzahlen für die Heizgrenze 15° und 19,4° zur Berechnung der Witte-
rungsfaktoren gemäß VDI 3807 und VDI 2067 angegeben.
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Abbildung 47: Vergleich der Klimabereinigungsfaktoren DWD und VDI 4710 
Blatt 2

12.2. Rahmenvereinbarung Intracting für öffentliche Gebäude 
 (Gesamtpapier)

A. Allgemeines

A.1 Begriffserläuterungen
Allgemein wird zwischen Energieliefer- oder Anlagen-Contracting und 
Energieeinspar-Contracting unterschieden. Beim Anlagen-Contracting 
werden Vertragsvereinbarungen über die Lieferung von (Wärme-)Ener-
gie abgeschlossen, wobei der Contractor die Finanzierung der Wärme-
erzeugung und die Anlagenbetreuung für einen festgelegten Zeitraum 
übernimmt. Die Kosten des Contractors werden über die Vertragslauf-
zeit auf den Energiepreis verteilt.

Beim Energieeinspar-Contracting hat der Contractor die Verpflichtung 
durch Optimierung der vorhandenen technischen Anlagen oder durch 
den Einsatz effizienterer Technik, den Energiebedarf zu verringern. Er 
übernimmt hier die Finanzierung und Durchführung technischer Leis-
tungen und refinanziert diese aus kontinuierlichen Zahlungen der Stadt 
(Contractingnehmer) bzw. den erzielten Einsparungen. Es handelt sich 
hierbei also um eine besondere Form der Fremdfinanzierung. Das Ener-
gieeinspar-Contracting ist eine Möglichkeit, Energie sparende Maßnah-
men in den öffentlichen Gebäuden zu realisieren.

Wird dieses Modell innerhalb der Verwaltung einer Stadt durchgeführt 
spricht man vom sog. Intracting (aus: Stadtinternes Contracting).

Allgemein wird zwischen 
Energieliefer- oder Anla-
gen-Contracting und Energie-
einspar-Contracting unter-
schieden.
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Je höher die Anschubfinanzie-
rung („Startkapital“), desto 
größer sind die Mittelrückflüs-
se (eingesparte Energiekosten) 
und der selbstverstärkende 
Effekt für den Klimaschutz 
sowie die umgehende Reduzie-
rung der CO2-Emissionen durch 
stetig neue Maßnahmen zur 
Energieeinsparung.

Ist die Maßnahme wirtschaft-
lich und ergibt sich eine für das 
Intracting günstige Kapital-
rücklaufzeit (Intractingphase), 
wird ggf. eine genauere Kosten-
ermittlung und eine detaillierte 
Wirtschaftlichkeitsberechnung 
durchgeführt.

A.2 Ziel
Ziel des Intracting ist es, Energie sparende Maßnahmen langfristig 
„haushaltsneutral“ umsetzen zu können. Einer Anschubfinanzierung 
folgend, kumulieren die vermiedenen Kosten die zur Finanzierung von 
weiteren Effizienzmaßnahmen notwendigen Finanzmittel. Hierfür fließt 
während der Intractingphase ein festzulegender Anteil der eingespar-
ten Kosten in einen sog. revolvierenden Fonds, der diese Mittel (einge-
sparte Energiekosten) für neue Effizienzprojekte wieder zur Verfügung 
stellt. Es entsteht ein geschlossener Finanzierungskreislauf, aus dem 
dauerhaft energiesparende Investitionen finanziert werden können. Je 
höher die Anschubfinanzierung („Startkapital“), desto größer sind die 
Mittelrückflüsse (eingesparte Energiekosten) und der selbstverstärken-
de Effekt für den Klimaschutz sowie die umgehende Reduzierung der 
CO2-Emissionen durch stetig neue Maßnahmen zur Energieeinsparung. 
Das Haushalts- oder Bewirtschaftungsbudget bleibt dabei erfreulicher-
weise konstant, da die Investitionen für die Energieeinsparmaßnahmen 
nur aus den Energiekosteneinsparungen finanziert werden.

A.3 Möglichkeiten des Intracting
Das Intracting bietet ebenso wie das Contracting die Möglichkeit, Maß-
nahmen zur Energieeinsparung schnell und weitgehend unabhängig von 
der jeweiligen Haushaltslage umzusetzen. Vorteil des Intractings für die 
Stadt ist der Wegfall von Zinsen und Zuschlägen für Wagnis und Ge-
winn des Contractors, darüber hinaus sind die tatsächlich entstande-
nen Investitionskosten nachvollziehbar und transparent zu überprüfen.

Auch kleinere Investitionen und Teilfinanzierungen sind möglich, wo-
durch das Intracting insgesamt eine sehr flexible Möglichkeit bietet, 
Energie sparende Maßnahmen forciert umzusetzen. Voraussetzung 
dabei ist eine zentrale Stelle mit fachlichem Know-how, die zum einen 
mögliche Maßnahmen fachlich beurteilen kann und zum anderen den 
Überblick über Einsparpotentiale in der gesamten Verwaltung besitzt.

B. Sachliche Durchführung

B.1 Vorgehensweise
Eine für einen größeren Pool von öffentlichen Gebäuden verantwort-
liche Organisationseinheit (OE, wie der Landesbetrieb SBH) entwickelt 
Vorschläge zur Effizienzsteigerung/Energieeinsparung. Zusammen mit 
dem zentralen Energiemanagement (Behörde für Umwelt und Energie, 
NGE25) wird geprüft, ob die Maßnahme die Kriterien unter B.4 erfüllt, 
mögliche Energiekosteneinsparung werden berechnet und auf Basis der 
überschlägigen Kostenermittlung wird die Wirtschaftlichkeit der Maß-
nahme nach der im Anhang 4 näher beschriebenen Methode ermittelt. 
Ist die Maßnahme wirtschaftlich und ergibt sich eine für das Intracting 
günstige Kapitalrücklaufzeit (Intractingphase), wird ggf. eine genauere 
Kostenermittlung und eine detaillierte Wirtschaftlichkeitsberechnung 
durchgeführt. Bei der Kostenermittlung sind die Kriterien unter B.2 und 
B.3 zu berücksichtigen.

Erfüllt die Maßnahme die erforderlichen Kriterien, so wird eine Intrac-
tingvereinbarung (s. Anhang 5) abgeschlossen, die beispielhaft folgen-
den Punkte enthält:
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•  Ansprechpartner (OE)

•  Adresse-, Bezeichnung der betroffenen Liegenschaft,

•  Art der Maßnahme

•  Beschreibung der durchzuführenden Maßnahme

•  Investitionskosten (Gesamtkosten)

•  Kostenanteil Träger der Betriebskosten, Abgrenzung der Maßnahme 
(s. B.2 und B.3)

•  Rechnerischer Nachweis der Kosten-Einsparungen, Erträge

•  Rechnerischer Nachweis der Energie-Einsparungen, -Erzeugung

•  Berechnung der Intractingrate, Dauer der Intractingphase

•  Ratenzahlungsplan

•  Ansprechpartner (BUE; NGE 25)

•  Wirtschaftlichkeit/CO2-Vermeidung

•  Berechnung des Intractingfaktors

•  Sondervereinbarungen

•  Zustimmung (OE)

Die Vereinbarung wird zwischen der in der jeweiligen Organisationsein-
heit fondsverwaltenden Stelle (z. B. SBH Energiemanagement) und dem 
Träger der Bewirtschaftungskosten (z. B. jeweilige Schule, WE, OM) ab-
geschlossen. Die für die Vereinbarung notwendigen Berechnungen der 
Wirtschaftlichkeits- und CO2-Vermeidungsgrößen werden von der für 
das zentrale Hamburger Energiecontrolling zuständigen Stelle (NGE25) 
durchgeführt.

B.2 Abgrenzung der Effizienzmaßnahme
Eine Energiesparmaßnahme im Sinne des Intracting-Modells ist begrenzt 
auf den reinen Energiespar-Effekt. Alle zusätzlichen Sanierungsarbei-
ten, die nicht der Energieeinsparung dienen, wie z. B. die gleichzeitige 
Erneuerung von Heizungsleitungen beim Austausch eines Heizkessels 
oder die Erneuerung von Dachziegeln beim Einbau von Wärmedämmung 
am Dach, werden nicht durch das Intracting-Modell finanziert. Eine Aus-
nahme bilden diejenigen Arbeiten, die durch die Maßnahme unmittelbar 
notwendig werden (z. B. die Änderung von Rohrleitungs-Anschlüssen an 
den neuen Heizkessel).

B.3 Maßnahmenfinanzierung
Es wird zwischen einer Vollfinanzierung und einer Teilfinanzierung un-
terschieden. Der Regelfall ist die Vollfinanzierung.

Eine Energiesparmaßnahme im 
Sinne des Intracting-Modells 
ist begrenzt auf den reinen 
Energiespar-Effekt. Alle zu-
sätzlichen Sanierungsarbeiten, 
die nicht der Energieeinsparung 
dienen, wie z. B. die gleichzei-
tige Erneuerung von Heizungs-
leitungen beim Austausch eines 
Heizkessels oder die Erneue-
rung von Dachziegeln beim Ein-
bau von Wärmedämmung am 
Dach, werden nicht durch das 
Intracting-Modell finanziert.
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Die Zusammenfassung meh-
rerer Maßnahmen zu einem 
Maßnahmenpaket ist möglich 
und immer dann zu empfehlen, 
wenn einzelne Maßnahmen gro-
ße Einsparungen und gleichzei-
tig lange Amortisationszeiten 
aufweisen. Maßnahmenpakete 
sind grundsätzlich wie Einzel-
maßnahmen zu behandeln.

Bei der Vollfinanzierung werden die gesamten Investitionskosten der 
Maßnahme unter Berücksichtigung der Abgrenzungskriterien nach B.2 
vom Intracting übernommen. Die eingesparten Energiekosten und die 
Intractingrate werden auf Grundlage der gesamten Einsparungen er-
mittelt.

Bei der Teilfinanzierung werden nur die Einsparungen, die durch das 
Intracting getragenen werden, berücksichtigt.

B.4 Intracting Kriterien
Intracting Maßnahmen müssen folgenden Kriterien erfüllen:

•  Die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme muss mindestens 2/3 (67%) be-
tragen (Anlage4).

•  Der Mittelrückfluss während der Intractingphase muss mindestens 
die Investitionskosten decken.

•  Die Maßnahme muss zu rechnerisch nachweisbaren Energieeinsparun-
gen oder Umweltentlastungen führen. Als Kennzahl für die Umwelt-
entlastung dient der Wert der spezifischen CO2-Vermeidungskosten.

•  Für die beabsichtigte Maßnahme wird der Intractingkoeffizient ermit-
telt. Er stellt ein Maß für die Effektivität der Maßnahme dar, wobei die 
Menge der eingesparten Energiekosten, die CO2-Vermeidung und die 
Wirtschaftlichkeit Berücksichtigung finden.

Neben Energie-Einsparprojekten gehören so auch der Einsatz von re-
generativen Energien oder die Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung zu 
den Intracting Maßnahmen.

Die Zusammenfassung mehrerer Maßnahmen zu einem Maßnahmenpa-
ket ist möglich und immer dann zu empfehlen, wenn einzelne Maßnah-
men große Einsparungen und gleichzeitig lange Amortisationszeiten 
aufweisen. Maßnahmenpakete sind grundsätzlich wie Einzelmaßnah-
men zu behandeln.

B.4.1 Wirtschaftlichkeit
Die Wirtschaftlichkeit einer Maßnahme ergibt sich aus dem Verhältnis 
der jährlichen Betriebskosteneinsparungen zu dem jährlichen Kapital-
dienst zuzüglich der sonstigen Betriebskosten der Investition (s. An-
hang 4) und muss mindestens 2/3 (67%) betragen.

B.4.2 Mittelrückfluss
Die Summe der in den revolvierenden Fonds zurückfließenden Mittel 
einer Maßnahme müssen die Höhe der Investitionskosten innerhalb der 
Wirkdauer der Maßnahme erreichen. Es wird eine maßnahmenbezogene 
Intractingrate und ein Zahlungsplan vereinbart.

B.4.3 Spezifische CO2-Vermeidungskosten
Nach den Vorgaben der LHO ist bei finanzwirksamen Maßnahmen die 
wirtschaftlich günstigste Relation zwischen dem verfolgten Zweck und 
den einzusetzenden Mitteln anzustreben. Insbesondere bei Maßnahmen, 
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die dem vorrangigen Ziel der Energieeinsparung und des Klimaschutzes 
(z. B. der Einsatz von Techniken zur Nutzung regenerativer Energien) 
dienen, sind die erzielbaren CO2-Effekte in die Betrachtungen mit ein-
zubeziehen. Die Darstellung der Kosten pro vermiedene Tonne CO2 ist 
hierbei ein wichtiger Anhaltspunkt für die Effizienz der Maßnahme.

Die Vorgabe einer festen Kennzahl (Richtwert) für die spezifischen 
CO2-Vermeidungskosten (KCO2) ist nur sehr eingeschränkt möglich, da 
Art und Umfang von Sanierungsmaßnahmen bzw. die Nutzung regene-
rativer Energieerzeugung immer auf das jeweilige Objekt zu beziehen 
sind. Als Richtwert ist mit 100 (€/tCO2) zu rechnen. Gegebenenfalls sind 
als Nachweis der Effizienz der Maßnahme mögliche Planungsalternati-
ven und deren Kostenwirksamkeit aufzuzeigen.

Die spezifischen CO2-Vermeidungskosten (€/tCO2) werden als Quotient 
der Gesamtinvestition und der spezifischen CO2-Vermeidung innerhalb 
der Wirkdauer nach unten stehender Gleichung berechnet. Die Wirk-
dauer ist die Anzahl der Jahre der Wirkung der CO2-Vermeidung.

Für die Berechnung der CO2-Emissionen sind die Emissionsfaktoren für 
CO2 nach Anhang 3 heranzuziehen.

Zur Berechnung der spezifischen CO2-Vermeidungskosten ist folgende 
Gleichung zu verwenden:

 KI 
KCO2 = 
 CV · nw

 KCO2 spez. CO2-Vermeidungskosten 
 KI Gesamtinvestitionskosten (€) 
 CV CO2-Vermeidung (t/a) 
 nw Wirkdauer (a)

B.4.4 Intractingkoeffizient
Der Intractingkoeffizient (Ic) stellt ein Maß für die Effektivität der 
Maßnahme dar, wobei die Menge der eingesparten Energiekosten, die 
CO2-Vermeidung und die Wirtschaftlichkeit Berücksichtigung finden. 
Folgende Gleichung dient zur Ermittlung des Koeffizienten:

Ic = W · KW + Ar · KA + CVf · KC

 W Wirtschaftlichkeit 
 Ar Amortisationsfaktor 
 CVf CO2-Vermeidungsfaktor 
 KW,A,C Gewichtungskonstanten (z. B.=1)

Der Intractingkoeffizient dient zum Vergleich unterschiedlicher Maß-
nahmen. Es sollten zunächst die Maßnahmen mit den größten Koeffizi-
enten durchgeführt werden. Folgende Wertescala erlaubt eine Orientie-
rung über die Effektivität der Maßnahmen:

Die Vorgabe einer festen 
Kennzahl (Richtwert) für die 
spezifischen CO2-Vermeidungs-
kosten (KCO2) ist nur sehr ein-
geschränkt möglich, da Art und 
Umfang von Sanierungsmaß-
nahmen bzw. die Nutzung re-
generativer Energieerzeugung 
immer auf das jeweilige Objekt 
zu beziehen sind.
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Die Wirtschaftlichkeit (W) einer 
Maßnahme ergibt sich aus dem 
Verhältnis der jährlichen Be-
triebskosteneinsparungen zu 
dem jährlichen Kapitaldienst 
zuzüglich der sonstigen Be-
triebskosten der Investition.

B.4.4.1 Wirtschaftlichkeit
Die Wirtschaftlichkeit (W) einer Maßnahme ergibt sich aus dem Ver-
hältnis der jährlichen Betriebskosteneinsparungen zu dem jährlichen 
Kapitaldienst zuzüglich der sonstigen Betriebskosten der Investition (s. 
Anhang 4).

 KB 
W = 
 (KI · a + KBs)

 KB Betriebskosteneinsparung p.a. (€) 
 KI Gesamtinvestitionskosten (€) 
 a Annuitätenfaktor (s. Anhang 4) 
 KBs sonstige Betriebskosten p.a. (€)

Kriterium: Die Wirtschaftlichkeit muss größer oder gleich 0,67 sein.

B.4.4.2 Amortisationsfaktor
Der Amortisationsfaktor (Ar) berechnet sich aus dem Verhältnis der 
Gesamtinvestitionskosten zu den Betriebskosteneinsparungen unter 
Berücksichtigung der Dauer der Intractingphase der Maßnahme wie 
folgt:

 KB · ni

 
Ar = 
 KI

 KI Gesamtinvestitionskosten (€) 
 KB Betriebskosteneinsparung (€/a) 
 ni Dauer der Interactingphase (a)

Kriterium: Der Amortisationsfaktor muss größer oder gleich 1 sein.

Intractingkoeffizient Ic Effektivität der Maßnahme

0 – 2 ungenügend

> 2 – 3 erfüllt

> 3 – 4 gut erfüllt

> 4 sehr gut erfüllt
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B.4.4.3 CO2-Vermeidungsfaktor
Der CO2-Vermeidungsfaktor (CVf) berechnet sich aus dem Verhältnis 
des Richtwertes der Vermeidungskosten zu den spezifischen CO2-Ver-
meidungskosten folgendermaßen:

 KGCO2 · CV · nw

 
CVf = 
 KI

 KGCO2 CO2-Vermeidungskosten-Richtwert (€/a) 
 CV CO2-Vermeidung (t/a) 
 nw Wirkdauer (a) 
 KI Gesamtinvestitionskosten (€)

Der Richtwert der Vermeidungskosten (KGCO2) beträgt für Maßnahmen 
im Rahmen des Hamburger Klimaplans 100 €/t CO2.

Kriterium: Der CO2-Vermeidungsfaktor sollte 1 erreichen.

Anhang 1
Werte für die Rechnerische Nutzungsdauer, Instandhaltung und War-
tung energietechnischer Anlagen
Für Wirtschaftlichkeitsberechnungen für Heizenergie- und Stromspar-
maßnahmen sind nach-folgende Werte zu verwenden. Sollten im Einzel-
fall Angaben fehlen, sind Annahmen nach Erfahrungswerten zu treffen 
oder die VDI 2067 bzw. Publikationen des AMEV zu nutzen.

Zugehörige De- und Neumontagekosten sowie Kosten der Entsorgung 
sind den Investitionskosten der technischen Maßnahme zuzuordnen.

(Eigene Zusammenstellung nach den Daten der VDI 2067 - 1, 2000).

Nutzungsdauer (Jahre)
Instandhaltung und 

Wartung  
(%/a der  Investition)

1. Steuerungs- und Messeinrichtungen

Mess- und Regelgeräte 20 2,5

Lastoptimierungs-, Lichtsteueranlagen 15 2

Schaltuhren, TRE, Bewegungsmelder 12 1

2. Beleuchtung

Lampen – –

Beleuchtungsanlagen, Leuchten, Installation, elektroni-
sche Vorschaltgeräte

15 1

3. Elektrische Maschinen

3.1 Statische Maschinen

EDV-Anlagen und dazugehörige Technik 8 1

Transformatoren 20 1
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*  Der Energieerzeugung ist bei diesen Anlagenteilen ein Aufwand für 
Bedienung zwischen 5 – 100 Stunden pro Jahr zuzuschlagen.

Nutzungsdauer (Jahre)
Instandhaltung und 

Wartung  
(%/a der Investition)

3.2 Rotierende Maschinen

Fundamentpumpen 18 3

Rohreinbau- und Umwälzpumpen 10 2

Ventilatoren 12 2

Lüftungsanlagen 15 3,5

Klimaanlagen 15 4

4. Elektrowärme

4.1 Warmwasserbereitung

Zentrale Warmwasserspeicher, dezentrale elektrische 
WWB, dezentrale Gas-WWB

15 2 – 4

4.2 Küchen

Thermische Gasgeräte 10 2

Thermische Dampf-, Elektrogeräte 15 1

Schnelldampferzeuger 10 2

5. Elektrokälte

Zentrale und dezentrale Kälteerzeugung 15 2

6. Heizung

6.1 Wärmeerzeuger 
Gasfeuerstätten mit Brenner o. Gebläse

Umlauf-, Kombi-, Umlaufgaswasserheizer, Gas-Spezial-
heizkessel

18 2 – 3

Vorratsgaswasserheizer 15 3

Gasgefeuerte Luftheizgeräte 15 2

Spezialkessel für Öl- und Gasfeuerung* 20 3, 5 – 4

Gas Brennwertkessel, < 100kW* 18 2,5

Gas-Brennwertkessel, bodenstehend* 20 2 – 2,5

6.2 Brenner

Gasbrenner ohne Gebläse 20 3

Gas-, Ölbrenner mit Gebläse u. Zubehör 12 12

6.3 Wärmepumpen*

Strom 20 4

Gas, Öl 15 4,5

6.4 Blockheizkraftwerke* 15 8

6.5 Solarkollektoren*

Absorber, Flachkollektor, Vakuum-Röhrenkollektor 20 1

Vakuum-Flachkollektor 18 1
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Der Annuitätenfaktor (auch Kapitalwiedergewinnungsfaktor) ist der Kehrwert 
des Rentenbarwertfaktors (i: Zinssatz (z. B. 4,5 % = 0,045); n: Nutzungsdauer):
 (1 + i)n x i 
ANFn,i = 
 (1 + i)n - 1

Anhang 2
Annuitätenfaktor
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Anhang 3

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
Leitstelle Klimaschutz Tel.: 4 28 40 - 80 55 
Ursel Lünsmann-Pielke 
ursel.luensmann-pielke@bsu.hamburg.de 
Stand: Oktober 2017 
Emissionsfaktoren für CO2 
Für die Berechnung der CO2-Emissionen bitten wir die folgenden 
 Umrechnungsfaktoren zugrunde zu legen.

Energieart Emissionsfaktor CO2 Einheit

Strom (bundesdeutscher Strommix) 0,533 kg/kWh

Erdgas (in kWh bezogen auf Heizwert, Hu bzw. Hi) 0,201 kg/kWh

Erdgas (in kWh bezogen auf Brennwert, Ho bzw. Hs) 0,182 kg/kWh

Flüssiggas (in kg, bezogen auf Gewicht) 2,93 kg/kg

Flüssiggas, (in kWh, bezogen auf Heizwert Hu bzw. Hi) 0,230 kg/kWh

Heizöl EL (in l, bezogen auf Volumen) 2,66 kg/l

Heizöl EL (in kg, bezogen auf Gewicht) 3,17 kg/kg

Heizöl EL (in kWh, bezogen auf Brennwert Ho bzw. Hs) 0,250 kg/kWh

Heizöl EL (in kWh, bezogen auf Brennwert Hu bzw. Hi) 0,268 kg/kWh

Heizöl S (in l, bezogen auf Volumen) 2,77 kg/l

Heizöl S (in kWh, bezogen auf Heizwert, Hu bzw. Hi) 0,293 kg/kWh

Dieselkraftstoff (in l, incl. Bioanteil, bezogen auf Volumen) 2,44 kg/l

Dieselkraftstoff (in kWh, bezogen auf Heizwert, Hu bzw. Hi) 0,244 kg/kWh

Ottokraftstoff (in l, incl. Bioanteil, bezogen auf Volumen) 2,16 kg/l

Ottokraftstoff (in kWh, bezogen auf Heizwert, Hu bzw. Hi) 0,243 kg/kWh

Fernwärme* 0,314 kg/kWh

Dampf MVR 0,304 kg/kWh

Dampf MVB 0,205

Erneuerbare 0 kg/kg

Steinkohle-Briketts (Eierkohlen) 2,93 kg/kg

Steinkohle-Koks 2,92 kg/kg

Braunkohle-Briketts (Rheinische Braunkohle, Union®) 1,95 kg/kg
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Quellen:
1  Öko-Institut nach Angaben aus GEMIS 4.95 (Dezember 2016)

Die direkten CO2-Emissionen der Brennstoffe entsprechen den Anga-
ben des Umweltbundesamtes.

Die Werte für Strom sind die CO2-Emissionen der Kraftwerke

Für Treibstoffe mit biogenen Anteilen liegen vom Umweltbundesamt 
keine Daten vor. Hier wurden die Angaben von GEMIS 4.95 übernom-
men.

2.  Fernwärmemix: Durchschnittswert, auf der Basis der Berechnungen 
des Statistikamts Nord für die Hamburger CO2-Bilanz Stand 2015, 
veröffentlicht Juli 2017

Hinweis: Die Faktoren sind entsprechend der Hamburger Verursacher- 
und Quellenbilanz des Statistikamts Nord ohne Vorkette.

*  Die Berechnung des Emissionsfaktors erfolgt mittels der finnischen 
Methode, die relativ viel CO2 der Wärme zuordnet. Die finnische Me-
thode liegt auch den Energiebilanzen der Länder zu Grunde. Der Wert 
spiegelt zudem wider, dass zurzeit die Fernwärme noch einen relativ 
hohen Steinkohle-Anteil enthält.

Anhang 4

1. Wirtschaftlichkeit
Die Beschränkung des Heizenergie- und Stromverbrauchs in Dienstge-
bäuden der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) ist ein wichtiger Be-
standteil der energie- und umweltbezogenen Aktivitäten des Senats.

1.1 Erläuterungen zur Wirtschaftlichkeitsberechnung
Maßnahmen zur Reduzierung des Heizenergie- und Stromverbrauchs 
können durchgeführt werden, wenn die ZWEI-DRITTEL-WIRTSCHAFT-
LICHKEIT erfüllt wird, d.h. wenn die Kapitalkosten bzw. die Kapitalmehr-
kosten (Verzinsung und Abschreibung) bei Umsetzung eines höheren 
energetischen Standards und sonstige Betriebskosten (z. B. Wartung) 
zu mehr als zwei Drittel durch die zu erwartenden Energiekosten- (nach 
jeweils aktuellen Energiepreisen) sowie Betriebskosteneinsparungen 
gedeckt werden.

Die 2/3-Wirtschaftlichkeit wird als Berechnungsgrundlage genutzt, 
damit auch Maßnahmen realisiert werden können, die während der 
Planungsphase aufgrund des jeweiligen Preisniveaus noch nicht wirt-
schaftlich sind, die sich aber durch den zu erwartenden Anstieg der Ener-
giepreise während der Nutzungsdauer als wirtschaftlich herausstellen. 
Außerdem können auf diese Weise die durch den Energieverbrauch ent-
stehenden Umweltbelastungen kostenmäßig in einem bestimmten Maße 
Berücksichtigung finden. Bei Maßnahmen mit dem vorrangigen Ziel der 
CO2-Minderung oder bei einem Vergleich verschiedener Ausführungsva-
rianten sind zur Entscheidungsfindung auch die spezifischen CO2-Ver-
meidungskosten zu berücksichtigen.

Die Beschränkung des Heiz-
energie- und Stromverbrauchs 
in Dienstgebäuden der Freien 
und Hansestadt Hamburg 
(FHH) ist ein wichtiger Be-
standteil der energie- und 
umweltbezogenen Aktivitäten 
des Senats.
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Maßnahmen können dann 
durchgeführt werden, wenn 
der jährliche Kapitaldienst 
der Investition zuzüglich der 
sonstigen Betriebskosten (z. B. 
Wartung) zu mehr als zwei Drit-
teln durch die zu erzielenden 
Betriebskosteneinsparungen 
gedeckt wird.

1.2 Grundsatz
Die Berechnung der Wirtschaftlichkeit einer Maßnahme erfolgt nach 
der Annuitätenmethode. Mit der Berechnung soll geprüft werden, ob 
eine Maßnahme wirtschaftlich ist oder welche von mehreren möglichen 
Maßnahmen die zweckmäßigste und wirtschaftlichste ist. Maßnahmen 
können dann durchgeführt werden, wenn der jährliche Kapitaldienst der 
Investition zuzüglich der sonstigen Betriebskosten (z. B. Wartung) zu 
mehr als zwei Dritteln durch die zu erzielenden Betriebskosteneinspa-
rungen gedeckt wird.

1.3 Begriffserläuterungen

1.3.1 Wirtschaftlichkeit
Die Wirtschaftlichkeit (W) einer Maßnahme ergibt sich aus dem Ver-
hältnis der jährlichen Betriebskosteneinsparungen zu dem jährlichen 
Kapitaldienst zuzüglich der sonstigen Betriebskosten der Investition.

 Betriebskosteneinsparungen · 100
Wirtschaftlichkeit =  (%)
 (Kapitaldienst + sonst. Betriebskosten)

 KB · 100%
W = 
 (KI · a + KBs)

 KB Betriebskosteneinsparung p.a. 
 KI Gesamtinvestitionskosten 
 a  Annuitätenfaktor 
 KBs sonstige Betriebskosten p.a.

Die jährlichen Betriebskosteneinsparungen (KB) ergeben sich aus den 
veränderten bedarfs- und betriebsgebundenen Kosten (siehe 3.3.3).

Die sonstigen Betriebskosten für Instandhaltung und Wartung sind 
entsprechend dem prozentualen Anteil der Investitionssumme nach An-
hang 2 festzusetzen.

1.3.2 Kapitaldienst
Der Leitgedanke der Annuitätenmethode besteht darin, alle mit einer 
Investition verbundenen Zahlungen gleichmäßig über die Nutzungsjahre 
zu verteilen. Der sich so ergebenden Wert ist der Kapitaldienst. Er be-
rechnet sich durch die Multiplikation der Investition mit dem Annuitä-
tenfaktor.

Kapitaldienst = Gesamtinvestitionskosten x Annuitätenfaktor

KD = KI · a

 KD Kapitaldienst 
 KI Gesamtinvestitionskosten 
 a  Annuitätenfaktor
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Der Annuitätenfaktor ergibt sich aus der Nutzungsdauer der Anlagen-
teile und dem jeweils geltenden kalkulatorischen Zinssatz (s. Anhang 1).

Diese können den Einsparungen gegenübergestellt werden. Für den 
Quotienten aus Einsparung und Kapitaldienst gilt allgemein: Ergibt sich 
ein Wert >1 ist die Investition wirtschaftlich.

Um Anlagen mit unterschiedlichen Investitionskosten und unterschied-
lich langer Nutzungsdauer miteinander vergleichen zu können, werden 
die Investitionskosten auf eine festgelegte Anzahl von Jahren (abhängig 
von der Lebensdauer/dem Abschreibungszeitraum der Anlage) verteilt 
und verglichen (s. Werte in Anhang 1, 2).

Der aktuelle kalkulatorische Zinssatz ist auf dem FHH-Portal unter Kal-
kulatorischer Zinssatz zu finden.

https://fhhportal.ondataport.de/websites/0009/Themen/Gebuehren/
Kalkulatorischer%20Zinssatz/Forms/AllItems.aspx

Seit Anfang 2018 beträgt der „Kalkulatorische Zinssatz“ 2,0%.

Der in der Wirtschaftlichkeitsberechnung einzusetzende Kapitaldienst 
ergibt sich aus der Summe der Bewertungen der Anlagenteile.

Beispiel:

Die Kosten sind in der Regel einschließlich Mehrwertsteuer anzusetzen.

1.3.3 Betriebskosten
Die Betriebskosten gliedern sich in Anlehnung an die VDI 2067 Blatt 113 
in folgende Gruppen:

  Bedarfsgebundene Kosten Betriebsgebundene Kosten
•  Energiekosten (Grund und Arbeitspreis) •  Instandsetzungskosten
•  Kosten für elektrische Hilfsenergie •  Bedienungskosten
•  Kosten für sonstige Betriebsmittel •  Inspektionskosten
•  Zählergebühren •  Wartungskosten

Anlagenteil Nutzungsdauer 
(n) Jahre Zinssatz (i) % Annuitäten-

faktor (a)
Gesamtinvesti-

tion (KI) €
Kapitaldienst 

€/a

Kesselanlage 20 2,0 0,0611567 100.000,- 6.116,-

Rohrleitung 40 2,0 0,0365557 80.000,- 2.924,-

Kapitaldienst 9.040,-

13VDI 2067: Wirtschaftlichkeit gebäudetechnischer Anlagen – Grundlagenermittlung und Kostenberech-
nung), Blatt 1; 09/2000 bzw. 01/2007 (überprüft und verlängert), Beuth-Verlag GmbH, Berlin
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Anhang 5 
Intractingvereinbarung
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Anhang 5  
Intractingvereinbarung  

SBH, UNI-HH, TUHH, … 

1. Ansprechpartner: xx, Tel.:-xx; 

2. Betroffene Gebäude: Name ‚Bezeichnung:   

3. Art der Maßnahme: z.B.: Strom-, Wärmeeinsparung, Erzeugung  

4. Beschreibung der Maßnah-
me: 

 

 

 

5. Gesamtkosten: -,-- € (brutto/netto)  

6. Einsparung/Erzeugung Kos-
ten 

-,-- €/a (brutto/netto) 

7. Einsparung/Erzeugung 
Energie  

-,-- kWh (1/a Arbeit), 

-,-- kW (1/a Leistung) 

Zustimmung  

 

 

Name, Bezeichnung 

___________    _____________________ 

Datum                       Unterschrift  

8. Intractingrate -,-- €/a (brutto/netto) 

9. Zahlungsdauer / Wirkdauer x Jahre x Jahre 

10. Zahlungsbeginn erste Zahlung xx.xx.xxxx  

11. Zahlungsende  letzte Zahlung xx.xx.xxxx 

Zustimmung  

 

 

Name, Bezeichnung 

___________    _____________________ 

Datum                       Unterschrift  

BUE NGE25 

12. Berech-
nungsgrund-
lage 

Einsparung/Erzeugung Kosten Arbeits-+ Leistungs-+Betriebskosten 

-,--  €/a (brutto/netto) 

Einsparung/Erzeugung Energie -,-- kWh (1/a Arbeit), 

-,-- kW (1/a Leistung) 

Nutzungsdauer -,-- a 

13. Berechnung Wirtschaftlichkeit -,-- % 

CO2-Vermeidung (Menge) -,-- t(CO2) 

CO2-Vermeidungsfaktor  -,--  

Amortisationsfaktor -,--  

Intractingfaktor -,-- 

Zustimmung  

 

 

Name, Bezeichnung 

___________    _____________________ 

Datum                       Unterschrift  
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Anmerkung zum Energiebericht:
Dieser Energiebericht wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit des 
 Senates der Freien und Hansestadt Hamburg herausgegeben.

Er darf weder von Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern 
während des Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet 
werden. Dies gilt für Bürgerschafts-, Bundestags- und Europawahlen 
sowie für Wahlen zur Bezirksversammlung.

Missbräuchlich ist besonders die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, 
im Internet, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, 
Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Wer-
bemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke 
der Wahlwerbung.

Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf der 
Energiebericht nicht in einer Weise verwendet werden, die als Partei-
nahme der Landesregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen 
verstanden werden könnte. Die genannten Beschränkungen gelten un-
abhängig davon, wann, auf welchem Weg und in welcher Anzahl der 
Energiebericht oder die Druckschrift des Energieberichtes dem Emp-
fänger zugegangen ist.



77

Impressum

Herausgeber:
Behörde für Umwelt und Energie 
Amt für Naturschutz, Grünplanung und Energie 
-NGE- Energieabteilung 
Neuenfelder Straße 19

E-Mail:
info@bue.hamburg.de

Verantwortlich i.S.d.P.:
Jan Dube

Ansprechpartner:
Thorsten Krause 
Tel: 040 / 4 28 40 - 13 57 
E-Mail: Thorsten.Krause@bue.hamburg.de

Redaktion:
Reiner Dehne, Thorsten Krause, Erhard Matthies, Dr. Günter Rädecker

Bildnachweis:
L. Appelbaum, GMH; (1) S. Behr, Schule Sternschanze; J. Singer, SBH (1); 
F. Agafonov (1), Behörde für Umwelt und Energie, H. Hecht, U. Hennings 
(9), Behörde für Umwelt und Energie ; E. Matthies (4), Behörde für Um-
welt und Energie; www.mediaserver.hamburg.de / Roberto Kai Hegeler

Titelbild, Gestaltung und Druck:
Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung 
Neuenfelder Straße 19 | 21109 Hamburg

Auflage:
2.000 Stück

Datum:
November 2018



78



79




	1. Stadt als Vorbild
	1.1 Wo stehen wir?
	1.2 �Ziele und Instrumente Hamburgs
	1.3 �Lösungen mit Vorbildcharakter
	2.1 Zentraler Energieeinkauf

	2.2 �Strategisches Energiecontrolling der Behörde für Umwelt und Energie
	2.3 Förderung von Klimaschutzmaßnahmen in öffentlichen Gebäuden
	3. Handlungsfelder
	3.1 Zentrales Vertragsmanagement
	3.2 Intracting für öffentliche Gebäude Hamburgs
	3.2 Strategisches Controlling in der Behörde für Umwelt und Energie – dezentrales Controlling im „Mieter-Vermieter-Modell“
	3.3 Stochastisches Controlling
	3.4 Energierelevante Produkte – Marktüberwachung
	4.1 Strom

	4.6 Hamburg im Benchmark
	4.5 CO2-Bilanz
	4.4 Kostenanalyse
	4.3 Fernwärme
	4.2 Erdgas
	5. Beispiele
	5.1 Allgemeines zu energieeinsparende Maßnahmen bei öffentlichen Gebäuden
	5.2 Erneuerung einer zentralen Kälteanlage
	5.3 Einbau einer Spannungsabsenkung zur Einsparung von Strom
	5.4 Förderung eines BHKW mit Absorptionskälteanlage und freier Kühlung

	6. Fokus Schulbau
(Schulbau Hamburg (SBH), 2017)
	6.1. Energiemanagement im Schulbau
	6.2 Neubauten und Sanierungen nach hohen energetischen StandardsNeubauten und Sanierungen werden nach den energetischen Anforderungen der jeweils geltenden Energieeinsparverordnung (EnEV) geplant bzw. realisiert. Die EnEV bildet hierbei einen Rahmen, der 
	6.3 Erneuerbare Energien und Blockheizkraftwerke 
	6.4 Betriebsoptimierungen und gering-investive Maßnahmen
	6.5 Anreizsystem fifty/fifty
	6.6 Unternehmensinitiative 2016 „Wir drehen das“
	6.7 Gebäudezertifizierung durch die DGNB

	7. Zusammenfassung
	8. Ausblick
	9. Abbildungsverzeichnis
	10. Tabellenverzeichnis
	12.1.
	12.1 1 Vorbildfunktion von öffentlichen Gebäuden im Bestand
	12.1.2. Wirtschaftlichkeit – 2/3-Wirtschaftlichkeit
	12.1.3. Primärenergiefaktor 0,0 ? – Möglichkeiten der Bewertung
	12.1.4. Tipps zum Energiesparen
	12.1.5. Witterungsbereinigung
	12.2. Rahmenvereinbarung Intracting für öffentliche Gebäude (Gesamtpapier)


